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Kreis Lippe 
 
1 Bekanntmachung über die Jägerprüfung 2016 
 
Die Jägerprüfung 2016 wird beim Kreis Lippe – Unter 
Jagdbehörde – wie folgt durchgeführt: 
 
Der schriftliche Teil der Jägerprüfung findet am 18. April 
2016, 15.00 Uhr, im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, statt. 
 
Die Schießprüfung wird am 20. April 2016 und der münd-
lich-praktische Teil der Prüfung in der Zeit vom 25. April bis 
04. Mai 2016 jeweils auf dem Schießstand der Kreisjäger-
schaft Lippe e.V., Schötmarsche Str. 118, 33818 Leo-
poldshöhe-Krentrup, durchgeführt. 
 
Ein Antrag auf Zulassung zur Jägerprüfung 2016 ist spä-
testens bis zum 
 

18. Februar 2016 
 
beim Kreis Lippe, Der Landrat als untere Jagdbehörde, Fe-
lix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, einzureichen. 
 
Der Antragsvordruck kann dort schriftlich oder telefonisch – 
05231/62 2354 oder 62 2355 – angefordert werden. 
 
Für die Bewerberinnen und Bewerber, die die Schießprü-
fung und den mündlich-praktischen Teil der Prüfung oder 
einen der beiden Teile nicht bestanden haben, erfolgt eine 
einmalige Nachprüfung in der Zeit vom 01. September bis 
05. September 2016 auf dem Schießstand der Kreis Jäger-
schaft Lippe e.V., Schötmarsche Str. 118, 33818 Leo-
poldshöhe-Krentrup. 
 
Detmold, 17.12.2015 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
als untere Jagdbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Rieck-Krieter 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur inter-

kommunalen Zusammenarbeit im Bereich der 
Lohnbuchhaltung zwischen dem Landesver-
band Lippe und dem Kreis Lippe 

 
Auf die im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 
ausgegeben am 21.12.2015, Nr. 52 (ABl.Reg.Dt. 2015, 
S 326-329 ff.), bekanntgemachte öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung zur interkommunalen Zusammenarbeit im Be-
reich der Lohnbuchhaltung zwischen dem Landesverband 
Lippe und dem Kreis Lippe wird gem. 24 Abs. 3 Satz 2 
GkG NRW hingewiesen. 
 
Detmold, den 22.12.2015 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
In Vertretung 
 
Schäfer 
 
Landesverband Lippe 
Die Verbandsvorsteherin 
 
 
Peithmann 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
3 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen 
 
Durch Beschluss des Landrates des Kreises Lippe - Fach-
bereich 4 Umwelt und Energie - in Detmold vom 
07.12.2015, Az.: 4.1-32 99 60-10/17, ist der Plan für das 
Vorhaben 
 
Erweiterung der Abgrabung nach Sand und Kies in Lage, 
Gemarkung Waddenhausen,  Flur 5, Flurstücke  48 und  
101 je  tlw. („Siekkrug  2"), verbunden  mit der  Herstellung 
eines Gewässers, 
 
gemäß 
 
− §§ 68-71 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaus-

halts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in der 
z. Zt. gültigen Fassung,  

 
− §§ 100-104, 136, 138 des Wassergesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz NRW 
- LWG) vom 25.06.1995 (GV NRW. S. 926) in der z. Zt. 
gültigen Fassung, 

 
− Gesetz zur Ordnung von Abgrabungen (Abgrabungsge-

setz - AbgrabG) 
 
− § 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung im Lande Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) vom 
29.04.1992 (GV NW S. 175) in der z. Zt. gültigen Fas-
sung in Verbindung mit dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 24.02.2010 (BGBl. I S.94) in der z. Zt. gülti-
gen Fassung, 

 
− §§ 72 ff des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Verwaltungsverfahrensge-
setz NRW - VwVfG NRW) in der Neufassung vom 
12.11.1999 (GV NRW. S. 602) in der z.Zt. gültigen Fas-
sung 

 
festgestellt worden. 
 
Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit 
Rechtsbehelfsbelehrung und des festgestellten Planes lie-
gen· 
 
ab dem 
 
21. Januar 2016 
 
für die Dauer von zwei Wochen bei  
 
der Stadtverwaltung Bad Salzuflen,  
Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen 
Fachdienst Stadtplanung und Umwelt 
6. Obergeschoss,  
 
während der allgemeinen Dienststunden 
 
Mo. – Mi.  8.00 bis 16.00 Uhr 
Do.  8.00 bis 17.30 Uhr 
Fr.  8.00 bis 12.00 Uhr 
 
zur allgemeinen Einsicht aus. 

 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (4. Februar 2016) gilt 
der Beschluss gemäß § 74 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
gegenüber den übrigen Betroffenen als zugestellt. 
 
Detmold, 08.12.2015  
K R E I S   L I P P E 
Der Landrat 
Stabsstelle 670.0 - Umweltrecht, Controlling als untere 
Wasserbehörde 
Im Auftrag  
 
Vahle 
 
Az.: 4.01-32 99 60-10/17  
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit gemäß § 70 
WHG ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Ausgefertigt: 
 
Bad Salzuflen, den 17.12.2015 
 
Roland Thomas 
Bürgermeister  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 17.12.2015 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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4 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0901 

„Stubensiek“, Ortsteil Retzen  
 - Behandlung der vorgebrachten Stellungnah-

men  
 - Beschluss der vereinfachten Änderung des 

Planentwurf 
 - Satzungsbeschluss 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen 
vom 09.12.2015 

 
1. Über die während der frühzeitigen Behörden- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und der öffentliche Auslegung vor-
gebrachten Stellungnahmen wird vom Rat der Stadt gemäß 
den  
enthaltenen Beschlussvorschlägen abschließend entschie-
den. 
 
2. Die vereinfachte Änderung des Planentwurfs nach der 
öffentlichen Auslegung wird gemäß § 4a Abs. 3 Satz 4 
Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
 
3. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0901 „Stu-
bensiek“, Ortsteil Retzen in der Fassung vom 11.08.2015 
wird gemäß der §§ 2 und 10 BauGB in Verbindung mit § 
13a BauGB und der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) als Satzung be-
schlossen. Die zugehörige Begründung in der Fassung 
vom 11.08.2015 wird ebenfalls beschlossen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang der 1. Änderung  des Bebauungsplanes 
Nr. 0901 
„Stubensiek“, Ortsteil Retzen sind aus dem in dieser Be-
kanntmachung abgedruckten  
Planausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 0901 „Stubensiek“, Ortsteil Retzen in 
Kraft. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0901 „Stuben-
siek“, Ortsteil Retzen wird mit der Begründung gemäß § 10 
Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 
 

 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorganges,  
 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich ge-
genüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  
 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Entschädi-
gung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den    18.12.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
Thomas 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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5 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen 
 
„Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner Sitzung am 
09.12.2015 einstimmig beschlossen: 
 
Die Entgeltordnung für die Benutzung der städtischen 
Sportstätten in Bad Salzuflen vom 15.12.2010 tritt zum 
01.01.2016 außer Kraft.“ 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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Stadt Barntrup 
 
6 2. Änderung der Gebührensatzung für die 

kommunalen Friedhöfe der Stadt Barntrup 
vom 08. Dezember 2008 

 Die Gebührensatzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Stadt Barntrup vom 08. Dezem-
ber 2008 – zuletzt geändert durch die 1. Ände-
rung vom 04. November 2010 – wird augrund 
des Beschlusses des Rates vom 11. Dezember 
2015 wie folgt geändert: 

 
§ 1 
Die Gebührensatzung für die kommunalen Friedhöfe 
der Stadt Barntrup wird wie folgt neu gefasst: 
 
§ 1 Gebühren 
Für die Benutzung der Friedhöfe und deren Einrichtungen 
sowie die Inanspruchnahme von sonstigen Leistungen der 
Friedhofsverwaltung werden folgende Gebühren erhoben: 
 
A. Erwerb von Nutzungsrechten: 
1. Reihengrabstätten 
a) für Verstorbene bis zu 5 Jahren     208,00 € 
b) für Verstorbene über 5 Jahre     635,00 € 
c) Urnengrabstätten      483,00 € 
 
2. Pflegegrabstätten 
a) einstellige Pflegegrabstätten     635,00 € 
b) einstellige Urnenpflegegrabstätten    483,00 € 
c) mehrstellige Pflegegrabstätten 
für jede Grabstelle (40 Jahre)  1.269,50 € 
je Verlängerungsjahr je Grabstelle  
(taggenaue Abrechnung)        31,74 € 
d) mehrstellige Urnenpflegegrabstätten 
für jede Grabstelle (40 Jahre)     965,50 € 
je Verlängerungsjahr je Grabstelle  
(taggenaue Abrechnung)        24,14 € 
 
3. Wahlgrabstätten 
a) Erdbeisetzung pro Grabstelle (40 Jahre) 1.269,50 € 
je Verlängerungsjahr je Grabstelle  
(taggenaue Abrechnung)       31,74 € 
b) Urnenbeisetzung pro Grabstelle (40 Jahre) 
       965,50 € 
je Verlängerungsjahr je Grabstelle 
(taggenaue Abrechnung)       24,14 € 
c) Beisetzung einer Urne auf  
vorhandenem Wahlgrab  
je Verlängerungsjahr je Grabstelle  
(taggenaue Abrechnung)        24,14 € 
d) Beisetzung eines Kindes  
unter 1 Jahr auf vorhandenem Wahlgrab 
je Verlängerungsjahr je Grabstelle  
(taggenaue Abrechnung)        24,14 € 
 
4. Urnenbaumgrabstätten 
a) Urnenbaumgrab pro Grabstelle (40 Jahre)  
        965,50 € 
je Verlängerungsjahr pro Grabstelle  
(taggenaue Abrechnung)       2 4,14 € 
b) Familien-Wahlgrabstätte (Familienbaum) 
Der Familienbaum umfasst acht Grabstellen  
(Beleihungsfrist 40 Jahre)   6.800,00 €  
je Verlängerungsjahr pro Baum  
(taggenaue Abrechnung)      170,00 € 
 

 
5. Urnengrabstätten für anonyme Bestattungen 
a) Urnengrabstätten   483,00 € 
 
§ 2 
Die Änderung tritt am 01.01.2016 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Änderung der Gebührensatzung für die 
kommunalen Friedhöfe der Stadt Barntrup wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird 
darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO 
NRW eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet, oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Barntrup, den 22. Dezember 2015 
 
 
Jürgen Schell 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
7 Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup zum 31.12.2014 
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat am 03.11.2015 den Jahres-
abschluss und den Lagebericht zum 31.12.2014 festgestellt 
und über die Gewinnverwendung wie folgt beschlossen: 
 
„Der Gewinn in Höhe von 21.868,72 € soll in eine zweck-
gebundene Rücklage für zukünftige Investitionen einge-
stellt werden.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwaltungs-
gebäude Rathaus, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 15 a, 32683 
Barntrup, zur Einsichtnahme während der Dienststunden 
aus. 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW: 
 
„Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes Wasserwerk der Stadt 
Barntrup. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2014 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Concunia GmbH, Münster, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 12.06.2015 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
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„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigen-
betriebs Wasserwerk der Stadt Barntrup, Barntrup, für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014  ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung dieser Unterla-
gen nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, 
den landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung 
der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung sowie über den Lagebericht ab-
zugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung  nach § 106 GO 
NRW und § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Ei-
genbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des Eigenbetriebes sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz-  und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich.“ 
 
 
 

 
Herne, den  01.12.2015 
GPA NRW  
Im Auftrag 
 
gez. Harald Debertshäuser 
 
Bekanntmachung 
 
Der Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt Barn-
trup für das Geschäftsjahr 2014 sowie der Prüfungsver-
merk der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen in 
Herne vom 01.12.2015 werden gem. § 16 der Hauptsat-
zung der Stadt Barntrup vom 12. November 2009 in der 
z.Z. geltenden Fassung i.V. mit § 26 Abs. 3 der Eigenbe-
triebsverordnung vom 16.11.2004 (GV NW S. 644) in der 
z.Z. geltenden Fassung und § 14 der Betriebssatzung vom 
14.07.2010 in der z.Z. geltenden Fassung öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
32683 Barntrup, den  28.12.2015 
 
 
(Jürgen Schell) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 

Anhang 
für das Geschäftsjahr 2014 

 
I. Allgemeine Angaben, Bilanzierungs- und Bewer-

tungsmethoden 
 
1. Der Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup für das Geschäftsjahr 2014 wurde nach der 
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (EigVO NRW) vom 16.11.2004 (GV-NRW 
S. 644) in der Fassung vom 13. August 2012 (GV-NRW 
S. 950) unter Berücksichtigung der deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften für große Kapitalgesellschaften 
aufgestellt. 

 
2. Die Gliederung der Bilanz wurde gemäß § 265 Abs. 5 

HGB um folgende Positionen erweitert: 
 

- Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 
- Verteilungsanlagen 
- Forderungen an die Stadt Barntrup 
- Sonderposten für Investitionszuschüsse 
- empfangene Ertragszuschüsse 
- Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Barntrup 

 
3. Die Bilanz enthält sämtliche Vermögensgegenstände 

und Schulden. 
 
4. Die Bewertung der in der Bilanz ausgewiesenen Ver-

mögensgegenstände und Schulden erfolgte unter dem 
Grundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit. 
Die jeweiligen Bilanzposten sind zum Bilanzstichtag 
vorsichtig und einzeln bewertet worden. Dabei fanden 
sämtliche bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung be-
kannt gewordenen Risiken, die am Bilanzstichtag be-
reits vorlagen, Berücksichtigung. 

 
II. Erläuterungen zur Bilanz 
  
A. Aktivseite 
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1. Die Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus 

dem Anlagenspiegel, der diesem Anhang als Anlage 1 
beigefügt ist. 

 
Die immateriellen Vermögensgegenstände und Sach-
anlagen wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten aktiviert und um die planmäßigen Abschreibun-
gen vermindert. Die Festlegung der Nutzungsdauer des 
Anlagevermögens  
orientierte sich an den amtlichen Abschreibungstabellen 
der Finanzverwaltung. Die immateriellen Vermögens-
gegen- 
stände werden nach der linearen Methode abgeschrie-
ben. Die Abschreibung des Sachanlagevermögens er-
folgte für bis zum 31. Dezember 2007 angeschaffte An-
lagegüter grundsätzlich nach der degressiven Methode, 
sofern die lineare Methode nicht zu einem höheren Ab-
schreibungsbetrag führte. Für die ab dem 01. Januar 
2008 angeschafften Anlagegüter werden die Abschrei-
bungen des Sachanlagevermögens nur noch linear 
vorgenommen. Für Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs-
kosten zwischen € 150,01 und € 1.000,00 netto wurde 
ein Sammelposten gebildet, der mit je einem Fünftel pro 
Geschäftsjahr aufgelöst wurde. Die Herstellungskosten 
der selbsterstellten Verteilungsanlagen beinhalten ne-
ben den direkt zurechenbaren Einzelkosten auch antei-
lige Material- und Fertigungsgemeinkosten. In den Ge-
schäftsjahren 1996 bis 2005 wurden die empfangenen 
Ertragszuschüsse aktivisch von den Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten der entsprechenden Vermö-
gensgegenstände abgesetzt. 
 
Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte wurden 
im Geschäftsjahr weder erworben noch veräußert. 
 
Die Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen haben ei-
ne rechtliche Leistungsfähigkeit von 1.086.000 cbm. 
Tatsächlich wurden im Berichtsjahr aber nur 
385.826 cbm gefördert. Dies entspricht einem Ausnut-
zungsgrad von rd. 35,53 %. 

 
2. Die Bewertung der Vorräte erfolgte zu den gewogenen 

Durchschnittspreisen. 
 
3. Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen re-

sultieren aus dem laufenden Abrechnungsverkehr des 
Wasserwerkes der Stadt Barntrup. Das allgemeine Aus-
fallrisiko ist durch eine Pauschalwertberichtigung von 
T€ 1 berücksichtigt worden. Hierbei wurde ein pauscha-
ler Satz von 2 % unterstellt. Die Forderungen sind 
sämtlich kurzfristig, d.h. sie haben eine Laufzeit von ei-
nem Jahr. 

 
4. Forderungen an die Stadt haben sich im Geschäftsjahr 

nicht ergeben. 
 
5. Die sonstigen Vermögensgegenstände belaufen sich 

auf TE 28 und beinhalten u.a. Steuererstattungsan-
sprüche.   

 
6. Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet 

ein Disagio von T€ 3, das entsprechend der Laufzeit 
des zugehörigen Darlehens aufgelöst wird. Darüber 
hinaus werden Vorauszahlungen von T€ 6 erfasst, die 
Aufwendungen des Geschäftsjahres 2015 darstellen. 

 
 
 

 
B. Passivseite 
 
1. Der Ausweis des gezeichneten Kapitals erfolgte in 

Übereinstimmung mit § 11 der Betriebssatzung. 
 
2. Die allgemeine Rücklage blieb im Geschäftsjahr 2014 

unverändert. 
 
3. Der Gewinn des Jahres 2014 in Höhe von 21.868,72 € 

soll in eine zweckgebundene Rücklage für zukünftige 
Investitionen eingestellt werden. 

 
4. Die Gewinnrücklage veränderte sich im Berichtsjahr um 

den berücksichtigten Jahresüberschuss 2013 im Zuge 
der Umsetzung des Ratsbeschlusses vom 11. Novem-
ber 2014. 

 
5. Im Geschäftsjahr 2014 erwirtschaftete das Wasserwerk 

der Stadt Barntrup einen Jahresüberschuss von 22 T€. 
Die Betriebsleitung schlägt vor, den Jahresüberschuss 
in eine zweckgebundene Rücklage einzustellen. 

 
6. Das Eigenkapital des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 

hat sich im Geschäftsjahr 2014 wie folgt entwickelt: 
 

 Stand   Stand 
 01.01.2014 Zufüh-

rung 
Ab-
gang 

31.12
.2014 

 T€ T€ T€ T€ 
Stammkapi-
tal 

 60
0 

 
0 

 
0 

 
600 

Allgemeine 
Rücklage 

 17  
0 

 
0 

 
17 

Gewinnrück-
lage 

       69       21           
0 

          
90 

Verlustvor-
trag (-) bzw. 
Gewinnvor-
trag (+) 

 + 
4 

 
0 

 
0 

 
+ 4 

Jahresüber-
schuss (+)/-
fehlbetrag (-) 

 21  
22 

 
-21 

 
22 

  71
1 

      43  
-21 

 
733 

 
7. Als Sonderposten für Investitionszuschüsse wer-

den vereinnahmte Anschlusskostenbeiträge und 
Anschlusskostenerstattungen ausgewiesen. Die 
Auflösung dieser Beiträge erfolgte bis 
31. Dezember 2007 degressiv mit 6 % p.a. Ab 
dem 01. Januar 2008 erfolgt eine lineare Auflö-
sung mit 3 % p.a. 

8. Die empfangenen Ertragszuschüsse wurden mit 
ihren Ursprungswerten passiviert und mit 5 % der 
Ursprungswerte erfolgswirksam aufgelöst. In den 
Geschäftsjahren 1996 bis 2005 wurden die emp-
fangenen Ertragszuschüsse aktivisch von den An-
schaffungs- bzw. Herstellungskosten der entspre-
chenden Vermögensgegenstände abgesetzt. 

9. Die Steuerrückstellungen beinhalten die Körper-
schaft-steuer einschließlich Solidaritätszuschlag 
für das Geschäftsjahr 2014 (< T€ 1) und die zu 
erwartende Gewerbesteuer für das Geschäftsjahr 
2014 (< T€ 1). 

10. Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle 
erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflich-
tungen. Sie entwickelten sich im Geschäftsjahr 
2014 wie folgt: 
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 Stand  Inanspruch

spruch-
nahme/ 

Stand 

 01.01
.2014 

Zuführung Auflösung 31.12
.201 

 T€ T€ T€ T€ 
Jahresab-
schlusser-
stellung 
und -
prüfung             

19 14 15 18 

nicht ge-
nommener 
Urlaub und 
Überstun-
den 

4 5 4 5 

Aufbewah-
rungsver-
pflichtun-
gen 
Wasser-
entnahme-
entgelt 

5 
0 

0 
6 

0 
0 

5 
6 

 28 25 19 34 
 
11. Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag 

angesetzt. Einzelheiten ergeben sich aus dem nachste-
henden Verbindlichkeitenspiegel: 

   davon mit einer Restlauf-
zeit 

  Gesamt bis zu 1 Jahr über 5 
Jahre 

  T€ T€ T€ 
a) Verbind-

lichkeiten 
gegenüber 
Kreditinsti-
tuten 

443 41 270 

b) Verbind-
lichkeiten 
aus Liefe-
rungen und 
Leistungen 

5 5 0 

c) Verbind-
lichkeiten 
gegenüber 
der Stadt 

492 76 416 

d) Sonstige 
Verbind-
lichkeiten 

61 61 0 

  1.001 183 686 
 
12. Es bestehen Nachholbeträge für Konzessionsabgaben 

an die Stadt Barntrup als sonstige finanzielle Verpflich-
tung in Höhe von insgesamt T€ 35, die in etwa gleichen 
Jahresbeträgen in den Geschäftsjahren 2015 bis 2019 
zu zahlen sind. Aufgrund der Ertragskraft des Eigenbe-
triebs im Geschäftsjahr 2014 ist an die Stadt Barntrup 
eine Konzessionsabgabe in Höhe von 33.000,00 € zu 
zahlen. Weitergehende Haftungsverhältnisse gemäß § 
251 HGB sowie sonstige finanzielle Verpflichtungen 
gemäß § 285 Nr. 3 HGB bestehen nicht. 

 
III. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
1. Umsatzerlöse, Mengen- und Tarifstatistik 
 
 

 
a) Die Umsatzerlöse entwickelten sich im Vergleich zum 

Vorjahr wie folgt: 
 

 2014 2013 
 T€ T€ 
Verbrauchsgebühren 
aus Wasserverkauf 

382 384 

Grundgebühren aus 
Wasserverkauf 

327 325 

Nebengeschäftserträge 4 4 
Auflösung empfangener 
Ertragszuschüsse 

7 12 

 720 725 
 
b) Wasserabgabe an Endverbraucher und Weiterverteiler: 
 

2014 2013 
cbm cbm 
362.695 364.037 

 
c) Tarife 
 

Die Grundgebühr betrug im Geschäftsjahr 2014 bei ei-
nem Zähler bis 5 cbm/Std.  € 10,20/Monat (Vorjahr € 
10,20/Monat). Bei größerer Nennweite ergaben sich 
gestaffelte höhere Grundgebühren. Die Verbrauchsge-
bühr betrug in 2014 wie im Vorjahr € 1,06 je cbm. 

 
2. Personalaufwand und zahlenmäßige Entwicklung 

der Belegschaft 
 

Der Personalaufwand setzte sich wie folgt zusammen: 
 

 2014 2013 
 T€ T€ 
Löhne und Gehälter 215 197 
Sozialabgaben 3840 38 
Aufwendungen für Alters-
vorsorge und Beihilfen 

17 16 

 272 251 
 
Am 31. Dezember 2014 waren – unverändert zu Vor-
jahr - drei tariflich Beschäftigte im technischen Bereich 
sowie ein tariflich Beschäftigter im kaufmännischen Be-
reich tätig.  
 
Die Erledigung der technischen und kaufmännischen 
Arbeiten erfolgte teilweise auch durch Bedienstete der 
Stadt Barntrup. Die in diesem Zusammenhang angefal-
lenen Aufwendungen sind über einen Verwaltungskos-
tenbeitrag mit der Stadt abgerechnet worden und wer-
den unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen 
ausgewiesen. 

 
3. Weitere Angaben 
 

Weitere Angaben zur Gewinn- und Verlustrechung sind 
nicht erforderlich. 

 
IV. Sonstige Angaben 
 
1. Der Betriebsleitung gehörten Herr Bürgermeister Her-

bert Dahle  (bis 06.2014) und Herr Jürgen Schell (ab 
06.2014) als Betriebsleiter und Herr Fred Heuer als 
stellvertretender Betriebsleiter an. Während der Be-
triebsleiter keine Bezüge erhält, belaufen sich die Ge-
samtbezüge für den stellvertretenden Betriebsleiter im 
Geschäftsjahr 2014 auf T€ 64. 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 11 
 

 

 
2. Dem Betriebsausschuss des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup gehörten im Geschäftsjahr 2014 folgende Mit-
glieder an: 

 
Ratsmitglied Friedlinde Pape (Vorsitzende),   

Dipl.-Rechtspflegerin bis 
05.2014 

Ratsmitglied Ernst Noltemeier (stellvertreten-
der Vorsitzender), Landwirt 

Ratsmitglied Adolf Albert, Maschinenbau-
techniker (Vorsitzender ab 
06.2014) 

Ratsmitglied Michael Niebuhr, Lehrer Kran-
kenpflege ab 06.2014 

Ratsmitglied  Jürgen Müller, Industriemeister 
Ratsmitglied Norbert Wrede, Industriemeister 

ab 06.2014 
Ratsmitglied Christian Olschewski, Dipl.-

Ingenieur 
Ratsmitglied  Dietrich Tornau, Soldat a.D. 
Ratsmitglied Wilfried Düwel, Kaufmännischer 

Angestellter  
Ratsmitglied Henning Waltermann, Kfm. An-

gestellter  
sachkundiger Bürger    Manfred Schäfer, Energieanla-

genelektroniker 
sachkundiger Bürger     Boris Kasper, Oberstraßenwär-

ter ab 06.2014  
sachkundiger Bürger     Mario Radtke, ab 06.2014 
sachkundiger Bürger Norbert Wrede bis 05.2014 
sachkundiger Bürger Werner Wolter bis 05.2014 
sachkundiger Bürger     Werner Höwing, Unternehmer   
 
Der Betriebsausschuss erhielt im Geschäftsjahr 2014 keine 
Zuwendungen. 
 
3. Das Wasserwerk der Stadt Barntrup ist Mitglied der 

Versorgungsanstalt des Bundes der Länder (VBL) in 
Karlsruhe. 

 
Die Zusatzversorgung basiert auf einem Versorgungs-
punktemodell. Die nach dem Punktemodell ermittelte 
Betriebsrente tritt zur Grundversorgung (gesetzliche 
Rente) hinzu und entwickelt sich davon losgelöst. 
 
Der Pflicht zur Versicherung unterliegen grundsätzlich 
alle Beschäftigten eines beteiligten Arbeitgebers. 
 
Der Umlagesatz beträgt im Geschäftsjahr 2014 unver-
ändert 7,86 Prozent des zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelts. Davon trägt der Arbeitgeber 6,45 Prozent und 
der Beschäftigte als Eigenanteil 1,41 Prozent.  
 
Zur Finanzierung der aus dem geschlossenen Gesamt-
versorgungssystem herrührenden Leistungsverpflich-
tungen hat im Tarifgebiet West der beteiligte Arbeitge-
ber zusätzlich seit dem 01.01.2002 neben der Umlage 
ein steuer- und sozialversicherungsfreies Sanierungs-
geld zu entrichten. Die weitere Entwicklung des Umla-
gesatzes einschließlich Sanierungsgeld ist derzeit nicht 
absehbar, aufgrund der demographischen Entwicklung 
ist langfristig von steigenden Umlagen auszugehen.  

 
4. Stand der Anlagen im Bau und geplante Baumaßnah-

men 
 

Die Anlagen im Bau zum 31. Dezember 2014 von T€ 91 
entfallen auf: 

 
     T€ 
Hausanschlüsse    1 
Leerrohre Hochbehälter "Saalberg"  6 
Wasserrechte/Wasserschutzgebiete             84 
                                                                       91 
 
Für 2015 sind insbesondere der Ausbau bzw. Erneuerung 
des Rohrnetzes, die Herstellung und Erneuerung von 
Hausanschlüssen sowie aufgrund des Ablaufes der Eich-
zeit die Auswechslung von Wasserzählern sowie weitere 
Arbeiten für die Erstellung eines Gutachtens für die Neu-
beantragung von Wasserrechten und der Ausweisung von 
Wasserschutzgebieten geplant. 
 
Die Finanzierung der Maßnahmen soll durch Darlehens-
neuaufnahmen und eigene Finanzmittel sichergestellt sein. 
 
5. Die Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

und Steuerberatungsgesellschaft Münster, war im Ge-
schäftsjahr 2014 mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2014 
beauftragt. Auf die Abschlussprüfungsleistungen entfal-
len Aufwendungen in Höhe von T€ 7. Für diese Auf-
wendungen wurde bereits im Geschäftsjahr 2014 eine 
Rückstellung in Höhe  von T€ 11 gebildet. Die Concunia 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Steuerbera-
tungsgesellschaft, Münster, wurde für die Erbringung 
dieser Leistung beauftragt.  
Darüber hinaus liegen keine weiteren Auftragsverhält-
nisse (insbesondere Bestätigungsleistungen und sons-
tige Leistungen) mit der Concunia GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft und Steuerberatungsgesellschaft, 
Münster, vor.  

 
Anlage zum Anhang 
Anlagenspiegel 
 
Barntrup, 12. Juni 2015 
 
Wasserwerk der Stadt Barntrup 
 
gez. Jürgen Schell 
- Betriebsleiter – 
 

Lagebericht 
für das Geschäftsjahr 2014 

 
A. Darstellung des Geschäftsverlaufs einschließlich des 

Jahresergebnisses des Wasserwerkes der Stadt Barn-
trup 

 
1. Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
 
1. Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
 
Am 10. März 2010 hat der Landtag NRW das Gesetz zur 
Änderung des Landeswassergesetzes (LWG), das soge-
nannte Vorschaltgesetz, verabschiedet. Danach sind Anla-
gen zur Aufbereitung von Wasser für die öffentliche Trink-
wasserversorgung (§ 48 LWG) nach dem Stand der Tech-
nik zu errichten und zu betreiben, wenn die Beschaffenheit 
des Rohwassers dies im Einzelfall und bezogen auf be-
stimmte Inhaltsstoffe und Eigenschaften erfordert.  
Der Landesgesetzgeber reagierte damit auf das am 
01.03.2010 in Kraft getretene neue Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG), das von einem Rahmengesetz zu einem bundes-
weit geltenden Gesetz fortentwickelt wurde. Angesichts 
dieser gravierenden Änderung des Bundesgesetzes muss  
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das Landesgesetz NRW in einem weiteren Schritt über die 
Änderungen des Jahres 2010 hinaus komplett überarbeitet 
werden. Dieses sollte im Jahr 2011 geschehen. 
Um die Differenzen zwischen dem neuen WHG und dem 
gültigen Landeswassergesetz NRW in der Zwischenzeit zu 
überbrücken, hat man am 26.02.2010 den Bezirksregie-
rungen einen Vollzugserlass an die Hand gegeben, quasi 
als Vollzugshilfe. 
Am 16. November 2010 ist die neue Grundwasserverord-
nung im Zuge der Verabschiedung einer EU-
Grundwasserrichtlinie vom 12. Dezember 2006 in Kraft ge-
treten. Sie verfolgt Ziele zum Schutz des Grundwassers. Im 
Einzelnen geht es um die Bewertung des chemischen Zu-
standes des Grundwassers, die Begrenzung und Verhinde-
rung einer weiteren Grundwasserverschmutzung, und es 
werden neue Regeln für die Überwachung aufgestellt. 
 
Eine Neufassung der Trinkwasserverordnung trat im Laufe 
des Jahres 2013 in Kraft. Die Verkündung im Bundesge-
setzblatt erfolgte am 07.08.2013. Das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup hat die Neuregelungen in Absprache mit 
dem Gesundheitsamt des Kreises Lippe umzusetzen.  
 
2. Wirtschaftliche Verhältnisse und Geschäftsverlauf 
 
2.1 Wirtschaftliche Aktivitäten 
 
Die wirtschaftlichen Aktivitäten des Eigenbetriebes im Wirt-
schaftsjahr 2014 erstreckten sich gemäß § 1 der Betriebs-
satzung auf die Versorgung der Bevölkerung mit Trink- und 
Brauchwasser innerhalb des Gebietes der Stadt Barntrup. 
Durch einen Wasserlieferungsvertrag mit den Blomberger 
Versorgungsbetrieben werden einige Einwohner auf dem 
Gebiete der Nachbarstadt Blomberg mit Wasser versorgt. 
Die Abrechnung erfolgt mit den Blomberger Versorgungs-
betrieben. 
 
2.2 Investitionen 
 
Das Wasserwerk hat im Berichtsjahr Investitionen von T€ 
127 durchgeführt. Die Anlageinvestitionen betrafen vor-
nehmlich die Erweiterung des Rohrnetzes und der Haus-
anschlüsse sowie die Anschaffung von Zählern und Klein-
geräten und Werkzeugen. Der Schwerpunkt lag, wie in den 
Vorjahren, in der nachhaltigen Substanzerhaltung. Zudem 
wurden die Arbeiten für die Erstellung eines Gutachtens für 
die Neubeantragung von Wasserrechten und der Auswei-
sung von neuen Wasserschutzgebieten fortgeführt. 
 
2.3 Finanzierung 
 
Zum Bilanzstichtag zeigt die Bilanz eine Überdeckung der 
langfristig gebundenen Vermögenswerte durch langfristiges 
Kapital von T€ 178 (2013 = T€ 123).   
 
2.4 Jahresergebnis 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup erwirtschaftete im Ge-
schäftsjahr 2014 einen Jahresüberschuss von T€ 22. Darin 
berücksichtigt wurde, wie im Vorjahr, eine Konzessionsab-
gabe in Höhe von T€ 33, die in 2014 an die Stadt Barntrup 
abgeführt wird. 
Gegenüber dem Ergebnisplan, in dem ein Jahresüber-
schuss von T€ 1 geplant war, stellt der erwirtschaftete Jah-
resüberschuss von T€  22 eine Ergebnisverbesserung von 
T€ 21 dar. 
Die Ergebnisverbesserung hängt im Wesentlichen mit den 
bei der Planaufstellung nicht einzuschätzenden Verläufen  

 
wie z.B. nicht eingetretene aber kalkulierte Rohrbrüche, 
von anderen aktivierten Eigenleistungen, der Nichtausfüh-
rung von Schieberkreuzerneuerungen sowie von sonstigen 
betrieblichen Erträgen zusammen. 
 
2.5 Umsatzentwicklung 
 
Die Umsatzerlöse sind im Geschäftsjahr 2014 durch einen 
Rückgang der Wasserabgabe und der gesunkenen Auflö-
sung der Ertragszuschüsse um TE 5 gegenüber dem Vor-
jahr gesunken.  Die Verbrauchsgebühr je cbm ist gegen-
über dem Vorjahr unverändert. 
Die Wasserabgabe an die Endverbraucher und Weiterver-
teiler ist im Geschäftsjahr 2014 um 1.342 cbm auf 362.695 
cbm (2013 = 364.037 cbm) gesunken. 
 
2.6 Materialaufwand 
 
Für die Leistungsfähigkeit des Wasserwerkes der Stadt 
Barntrup ist die Funktion der Gewinnungs- und Speicheran-
lagen sowie des Verteilungsnetzes von elementarer Be-
deutung. Zur Sicherung eines funktionsfähigen Anlagenbe-
standes und zur Minimierung der Wasserverluste sind 
permanente Instandhaltungsmaßnahmen erforderlich (Be-
seitigung von Rohrbrüchen und Erneuerung von Schieber-
kreuzen). Im Geschäftsjahr 2014 wurden Instandhaltungs-
maßnahmen in Höhe von insgesamt T€ 81 (2013 = T€ 218) 
durchgeführt. 
 
2.7  Personal 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup beschäftigte am: 
      
   31.12.2014 31.12.2013 
      
     Personen   Personen 
Kaufmännische Angestellte   
           1          1 
Wassermeister          1          1  
Technische Angestellte         2          2  
Auszubildende          -          -___       
Gesamt:                        4          4___       
 
Im Geschäftsjahr 2014 wurde ein Personalaufwand von T€ 
272 (2013 = T€ 251) ausgewiesen. Dieser setzt sich zu-
sammen aus Löhnen und Gehältern in Höhe von T€ 215 
(2013 = T€ 197) und Sozialabgaben in Höhe von T€ 57 
(2013 = T€ 54). 
 
2.8 Bilanz 
 
Das Anlagevermögen ist im Wesentlichen durch Rohrnet-
zerweiterungen und neue Hausanschlüsse im Geschäfts-
jahr um 28 T€ auf 1.501 Mio. € gestiegen. Das Umlaufver-
mögen hat sich im Vergleich zum Vorjahr um T€ 72 auf T€ 
383 vermindert. 
Aufgrund des Jahresüberschusses in Höhe von T€ 22 hat 
sich das Eigenkapital im Geschäftsjahr 2014 auf 733 T€ 
erhöht. Die Bilanzsumme hat sich von 1.939 Mio. € auf 
1.894 Mio. € vermindert.  
 
3. Wasserverluste und Wasserqualität 
 
Im Berichtsjahr ist, unter Berücksichtigung von ermittelba-
ren Wasserverlusten, darüber hinaus ein rechnerischer 
Wasserverlust von 17.890 cbm bzw. 4,64 % (2013 = 
17.875 cbm bzw. 4,61%) bei einer eingespeisten Wasser-
menge von cbm 385.826 (2013 = 387.846 cbm) zu  
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verzeichnen. Das entspricht einem rechnerischen Wasser-
verlust je km Verteilungsnetz von ca. 90 cbm (2012 = ca. 
90 cbm). 
Im Geschäftsjahr 2014 wurden chemische, physikalische 
und bakteriologische Wasseruntersuchungen durch die 
GBA Gesellschaft für Bioanalytik Hamburg mbH vorge-
nommen. Die Trinkwasserqualität entspricht den Bestim-
mungen der Trinkwasserverordnung und ergab keinen 
Grund zu Beanstandungen.  
 
Die Anzahl der Wasserrohrbrüche hat sich in den letzten 
Jahren wie folgt entwickelt: 
 
2007 20 

2008 14 

2009 12 

2010 15 

2011   6 

2012 15 

2013 
2014 

 9 
 8 
 

 
Die Entwicklung der Wasserverluste der letzten Jahre zeigt 
folgende Aufstellung: 
 

Jahr Unbekannte Verluste 
in cbm 

Verluste in % zur Wasser-
förderung 
 

2007 32.057 7,27 
2008   5.036 1,26 
2009   8.490 2,07 
2010 14.265 3,60 
2011 17.188 4,13 
2012   8.856 2,29 
2013 
2014 

17.875 
17.890 

4,61 
4,64 

 
B. Chancen und Risiken, voraussichtliche Entwicklung 

des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 
 
1. Chancen und Risiken 
 
Das Bestreben der Betriebsleitung ist, das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup effizient zu führen und mögliche Aufwands-
einsparungen wahrzunehmen, um konstante Verbrauchs-
gebühren bei einer gleichbleibenden Trinkwasserqualität zu 
gewährleisten. 
Die laufenden Investitions- und Instandhaltungsmaßnah-
men dienen zur langfristigen Sicherung des funktionsfähi-
gen Verteilungsnetzes und der Wassergewinnungs- und 
Wasserspeicherungsanlagen sowie der Minimierung der 
Wasserverluste und der Neufestsetzung von Wasser-
schutzgebieten und der Bewilligung neuer Wasserrechte. 
 
Die derzeit zur Verfügung stehenden Wassergewinnungs- 
und Wasserspeicherungsanlagen als auch die z.Z. vorlie-
genden Wasserrechte (für die in der nächsten Zeit auslau-
fenden Wasserrechte wird zur Zeit ein Gutachten über die 
Festlegung der Einzugsgebiete erstellt) reichen unter Be-
achtung der voraussichtlichen Entwicklung der Einwohner-
zahlen aus, um langfristig die Versorgung der Bevölkerung 
von Barntrup mit Trinkwasser- und Brauchwasser zu ge-
währleisten. Wesentliche Erweiterungsinvestitionen, mit 
Ausnahme von Verteilungsnetzerweiterungen in Neubau-
gebieten, sind derzeit nicht absehbar. 
 

 
Ein nicht einschätzbares sowie (durch das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup) nicht beeinflussbares Risiko für das Was-
serwerk der Stadt Barntrup stellt die Entwicklung der Ein-
wohner der Stadt Barntrup und deren Wasserverbrauchs-
verhalten dar. Konstante Verbrauchsgebühren können vo-
raussichtlich nur bei einer konstanten bzw. steigenden 
Einwohnerzahl und konstanten Trink- bzw. Brauchwasser-
verbräuchen gewährleistet werden. Erhebliche niedrige 
Trink- bzw. Brauchwasserverbräuche, bedingt durch sin-
kende Einwohnerzahlen und Trink- bzw. Brauchwasserein-
sparungen, haben zudem zusätzliche Wartungskosten und 
aufwendige Leitungsspülungen zur Folge, die sich negativ 
auf die Aufwandsstruktur des Wasserwerkes der Stadt 
Barntrup auswirken. Hier ist es erforderlich, dass sich die 
Stadt Barntrup als Wohn- und Wirtschaftsstandort etabliert, 
um eine konstante Einwohnerzahl zu sichern. Außerdem 
wird die Entwicklung des Trinkwasserverbrauchs durch die 
Entwicklung der Gesamtwirtschaft im Hinblick auf die Rea-
lisierung von Neubaugebieten und damit zusätzlichen An-
schlussleitungen und Anschlussnehmern bei einer positi-
ven gesamtwirtschaftlichen Entwicklung oder weiterführen-
den Trinkwassereinsparungen und Hausleerständen im 
Falle einer negativen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
beeinflusst. 
Aufgrund des stagnierenden oder gar negativen Bevölke-
rungswachstums sowie des aus Kostengründen sparsa-
men Umgangs mit Wasser in der Bevölkerung und in der 
Industrie wird sich die Wasserverbrauchsmenge in den 
nächsten Jahren tendenziell eher vermindern. Es bleibt ab-
zuwarten, ob daraus notwendigerweise weitere Leitungs-
spülungen oder Verkleinerungen von Rohrdimensionen mit 
daraus resultierendem Investitionsaufwand notwendig wer-
den. 
Darüber hinaus werden zukünftig hohe Sanierungsinvesti-
tionen in das Wasserversorgungsnetz notwendig, da auf-
grund der Altersstruktur des Netzes – überwiegend 60er 
und 70er Jahre – Leitungen- die Rohrbruchhäufigkeit und 
die Notwendigkeit von Leitungserneuerungen zunehmen 
werden. Das bereits in den Vorjahren begonnene Sanie-
rungskonzept zum Wasserversorgungsnetz wurde im Be-
richtsjahr weiter fortentwickelt, damit die Gebührenbelas-
tung für den Bürger auch zukünftig im überschaubaren 
Rahmen bleibt. 
 
Die Aufrechterhaltung der Trinkwasserqualität ist weiterhin 
eine wichtige Aufgabe für das Wasserwerk der Stadt Barn-
trup.  
Weniger die Aufbereitungstechniken, sondern vielmehr 
weitergehende Aktivitäten zum Schutz der Ressourcen 
sind gefragt (evtl. Ausweitung der bestehenden Kooperati-
on mit der Landwirtschaft).  
Aktuell bestehen jedoch in Bezug auf die Rohwasserquali-
tät keinerlei Einschränkungen. Eine Aufbereitung des ge-
förderten Rohwassers zu sog. Reinwasser ist bei dem 
Wasserwerk der Stadt Barntrup nicht notwendig. 
Im Gegensatz zur Qualität des Trinkwassers liegen derzeit 
keine Risiken bezüglich der Verfügbarkeit von eigenen 
ortsnahen Ressourcen vor. Aufgrund der Tatsache, dass 
die Entnahmemenge bisher kleiner als die Grundwasser-
neubildungsrate ist, wird es in Barntrup voraussichtlich 
auch unter sich  
ändernden Klimabedingungen (Klimawandel) keine grund-
sätzlichen Probleme mit der Trinkwasserversorgung geben. 
 
Risiken, die zukünftig eine Bestandsgefährdung des Unter-
nehmens darstellen können, sind aus heutiger Sicht nicht 
erkennbar. 
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2. Voraussichtliche Entwicklung des Wasserwerkes der 
Stadt Barntrup  
 
Der Vermögensplan des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 
für das Geschäftsjahr 2015 sieht Investitionen von T€ 238 
und für das Geschäftsjahr 2016 in Höhe von T€ 173 in im-
materielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen vor, 
die durch Abschreibungen, Anschlussbeiträge und Haus-
anschlusskosten sowie Darlehensneuaufnahmen finanziert 
werden sollen. 
 
Die Erfolgspläne für die Geschäftsjahre 2015 und 2016 ge-
hen von einem Jahresüberschuss von T€ 2 bzw. TE 5 aus. 
 
Im Bereich der Umsatzerlöse wird für die Geschäftsjahre 
2015 und 2016 mit in etwa gleichbleibenden Umsatzerlö-
sen gerechnet (2014 = T€ 720; 2015/16 = T€ 711/729). Bei 
der Planung werden für das Jahr 2015 konstante Ver-
brauchsgebühren unterstellt. Eine Anhebung der Grundge-
bühren ab dem Jahr 2016 ist wahrscheinlich. 
 
Prognosebericht 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup wird auch in Zukunft 
das Ziel verfolgen, bei einem gleich bleibend hohen Quali-
täts- und Leistungsanspruch den Aufwand so weit wie 
möglich zu reduzieren und die Wasserpreise so gering wie 
möglich zu halten. Hierzu werden auch in Zukunft sämtli-
che Rationalisierungspotenziale ausgeschöpft und Syner-
gieeffekte konsequent angewandt werden. 
 
Sonstige Angaben  
 
Es ergaben sich keine Feststellungen im Rahmen der Prü-
fung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz, die weiterfüh-
rend zu erläutern sind.  
 
Nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres 2014 sind keine 
Vorgänge von besonderer Bedeutung eingetreten, über die 
gesondert zu berichten ist.  
 
Barntrup, 12. Juni 2015 
 
Wasserwerk der Stadt Barntrup 
 
gez. Jürgen Schell 
-Betriebsleiter-   
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8 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Barntrup zum 31.12.2012 
 
I. Gesamtabschluss 2012 der Stadt Barntrup und die 
Entlastung des Bürgermeisters 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
11.12.2015 gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. § 96 
Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666) in 
der zurzeit geltenden Fassung den vom Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüften Gesamtabschluss sowie den 
Gesamtlagebericht zum 31.12.2012 festgestellt und dem 
Bürgermeister Entlastung erteilt.  
 
AKTIVA 
 
A. Anlagevermögen 
 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände               25.640,00 
 
II. Sachanlagen 
 
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
1.1 Grünflächen                              2.105.951,00 
1.2 Ackerland                               1.618.502,00 
1.3 Wald, Forsten                              4.364.146,13 
1.4  sonstige unbebaute Grundstücke                             1.252.113,48 
 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen                                475.132,00 
2.2 Schulen                             11.900.421,73 
2.3 Wohnbauten                                 548.197,00 
2.4 sonstige Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäuden 
                                                                  5.476.614,00 
3 Infrastrukturvermögen 
3.1 Grund und Boden Infrastrukturvermögen                  4.220.814,00 
3.2 Brücken und Tunnel                                   70.794,00 
3.3 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 
                                                                                 18.910.438,14  
3.4 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
 Verkehrslenkungsanlagen                           16.668.223,41 
3.5 Sonstige Bauten Infrastrukturvermögen                    2.354.351,00 
 
4. Bauten auf fremden Grund und Boden                        125.480,00  
 
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler                      21,00 
 
6. Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge         688.578,00 
 
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung                            940.346,00 
 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau                    302.936,11   
 
III. Finanzanlagen 
 
1. Beteiligungen                                                                           3,00 
2. Wertpapiere des Anlagevermögens                               31.324,66 
3.  Ausleihungen                                 120.060,30 
 
B. Umlaufvermögen 
 
I. Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe                                 969.124,53 
 
II.  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Forderungen                                  607.110,72 
2. Sonstige Vermögensgegenstände                               118.283,75  
 
III.  Liquide Mittel                              2.780.060,76 
 
C.  Aktive Rechnungsabgrenzungsposten                           42.772,33 
 
SUMME AKTIVA                             76.717.439,05  
 
 
PASSIVA    
 
A. Eigenkapital 
 
I. Allgemeine Rücklage                            20.532.582,80 
II. Ausgleichsrücklage                                 362.334,39 
III.  Ergebnisvorträge                 23.410,49 
 

 
IV. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag                         - 508.824,05 
V.  Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 
                                                     1.761.058,98 
 
B. Sonderposten 
 
I.  für Zuwendungen                            25.227.828,03 
II. für Beiträge                              9.086.461,00 
III. für den Gebührenausgleich                                 141.642,20 
IV. Sonstige Sonderposten                                  30.884,00 
 
C.  Rückstellungen 
 
I. Pensionsrückstellungen                             3.401.294,00 
II. Rückstellungen für Deponien u. Altlasten                      76.007,15 
III. Instandhaltungsrückstellungen                                582.500,00 
IV. Steuerrückstellungen                                                      3.878,00 
V. Sonstige Rückstellungen                                539.557,20 
 
D. Verbindlichkeiten 
 
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen     12.654.895,19 
II. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen     106.808,20 
III. Sonstige Verbindlichkeiten                                407.300,12 
IV. Erhaltene Anzahlungen           1.260.332,47 
 
E.  Passive Rechnungsabgrenzungsposten                  1.027.488,88 
 
SUMME PASSIVA                             76.717.439,05 

 
            Gesamtergebnisrechnung 2012 
 

Ertrags-/Aufwandsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 
      
11.675.170,9
3 

+ Zuwendungen und allgemeine 
Umlagen          

1.895.443,49 

+ Sonstige Transfererträge 0,00 

+ Öffentlich-rechtliche Leistungs-
entgelte 

3.280.986,01 

+ Privatrechtliche Leistungsentgel-
te 

954.103,18 

+ Kostenerstattungen und Kosten-
umlagen                

319.208,94 

+ Sonstige ordentliche Erträge 560.490,86 
+ Aktivierte Eigenleistungen 57.008,08 

+/- Bestandsveränderungen 
                
0,00 

= Ordentliche Gesamterträge 
18.742.411,4
9 

- Personalaufwendungen 3.090.513,72 
- Versorgungsaufwendungen 96.202,50 
- Aufwendungen für Sach- und 
Dienst- 
  leistungen 

3.235.481,20 

- Bilanzielle Abschreibungen 2.919.587,71 
- Transferaufwendungen 8.473.067,66 
- Sonstige ordentliche Aufwendun-
gen 

1.175.849,14 

= Ordentliche Gesamtaufwendun-
gen 

18.990.701,9
3 

= Ordentliches Gesamtergebnis - 248.290,44 
+ Finanzerträge 269.929,29 
- Zinsen und sonstige Finanzauf-
wendungen 

463.575,58 
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= Gesamtfinanzergebnis - 193.646,29 
= Gesamtjahresergebnis - 441.936,73 
+ Anderen Gesellschaftern zuzu-
rechnendes   Ergebnis 

-66.887,32 

= Gesamtbilanzverlust - 508.824,05 
 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2012  
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2012 der Stadt Barntrup 
wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. § 96 
Abs. 2 Satz 2 GO N RW öffentlich bekannt gemacht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht   
Der Gesamtabschluss 2012 der Stadt Barntrup ist gem.      
§ 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 1 GO NRW 
dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Ver-
waltungsbehörde mit Schreiben vom 14.12.2015 angezeigt 
worden.  
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme    
Der Gesamtabschluss 2012 der Stadt Barntrup liegt gem.   
§ 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW ab 
sofort bis zur Feststellung des folgenden Gesamtabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Barntrup, Mit-
telstraße 38, 32683 Barntrup, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten (montags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und 
von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr,  dienstags – donnerstags von 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 15.30 Uhr, frei-
tags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) öffentlich aus.  
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Barntrup zum 31.12.2012. Der Beteiligungs-
bericht liegt ebenfalls zu den vorgenannten Zeiten im Rat-
haus der Stadt Barntrup, Mittelstraße 38, Finanzabteilung, 
Zimmer 13, zur Einsichtnahme gemäß § 117 Abs. 2 GO 
NRW aus. 
 
Barntrup, den 04.01.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Schell 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
9 Ersatzbestimmung von Vertretern gem. § 45 

Kommunalwahlgesetz (KWahlG)  für den Rat 
der Stadt Barntrup 

 
Der bei der Kommunalwahl am 25.05.2014 für die Christ-
lich Demokratische Union Deutschlands (CDU) gewählte 
Bewerber, Herr Robert Hampe, hat durch Erklärung gem. 
§§ 37, 38 Kommunalwahlgesetz mit Ablauf des 31.12.2015 
auf seinen Sitz als Vertreter im Rat der Stadt Barntrup ver-
zichtet. 
 
Der nach der Reserveliste der CDU zur Kommunalwahl am 
25.05.2014 ermittelte Nachfolger, Herr Dieter Peix, hat 
durch Erklärung am 26.11.2015 gem. §§ 37, 38 KWahlG 
mit sofortiger Wirkung den Verzicht auf die Anwartschaft 
des Ratsmandates erklärt. 
 
Hiermit stelle ich gem. § 45 KWahlG fest, dass Herr Mario 
Radtke nach der Reserveliste der CDU in den Rat der 
Stadt Barntrup gewählt ist. 
 

 
Gemäß § 45 Abs. 2 KWahlG erfolgt hiermit die öffentliche 
Bekanntmachung. 
 
Gegen die Feststellung der Ersatzbestimmung kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erhoben 
werden. Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Barntrup, den  04.01.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Wahlleiter für die Wahl 
der Vertretung der Stadt Barntrup  
 
 
gez. Schell 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
10 1. Änderung der Anlage zur Verwaltungsge-

bührensatzung mit Gebührentarif der Stadt 
Barntrup vom 20.06.2007 

 
Aufgrund des § 7  Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs.1 Buchstabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), der §§ 1, 2, 4 und 5 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712), hat 
der Rat der Stadt Barntrup am 11.12.2015 folgende Än-
derung der Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung 
beschlossen: 
 
Anlage zur Verwaltungsgebührensatzung der Stadt 
Barntrup  
Gebührentarif 
 
Tarif- Gegenstand   Gebühr 
 EURO    EURO 
1. Beglaubigungen und Zeugnisse 

a) Beglaubigung von Unterschriften oder Handzeichen
     2,50 je Stück 

b) Beglaubigungen von Abschriften, Auszügen, Ablich-
tungen, 
Zeichnungen, Plänen je Seite 4,20 je Stück 

2. Vervielfältigungen und Auszüge 
a) Fotokopien und Ausdrucke bis zum Format DIN A 4  

für die ersten 10 Seiten  0,70 je Seite 
ab der 11. Seite   0,40 je Seite 

b) bei größerem Format als DIN A 4 0,90 je Seite 
c) Farbkopien und –ausdrucke 

im Format A4   1,20 je Stück 
im Format A3   1,70 je Stück 
im Format A2   2,60 je Stück 

d) Abgabe von Druckstücken oder Vervielfältigungen  
ortsrechtlicher Vorschriften  0,60 je Seite 

e) Für individuell zusammengestellte Auszüge aus 
Schriftstücken oder Dateien wird eine Gebühr nach 
dem Zeitaufwand erhoben, der bei durchschnittli-
cher Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt wird. 
 
Die Gebühr beträgt für je angefangene 15 Minuten

     8,50  
3. Lichtpausen und Plots            entfällt 
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4. Genehmigungen 

a) Genehmigungen, Erlaubnisse, Bescheide, Ausnah-
mebewilligungen und Bescheinigungen, soweit   
nicht eine andere Gebühr oder Gebührenfreiheit 
vorgeschrieben ist 
je angefangene halbe Stunde                24,00
  

b) Genehmigung für die Herrichtung von Grundstück-
seinfahrten  
einschl. der Abnahme je Genehmigung 40,00
  

c) Genehmigung und Abnahme von Kanalhausan-
schlüssen  
gem. der Entwässerungssatzung in der jeweils gül-
tigen  
Fassung: je Hausanschluss   40,00 
 

d) Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die 
für  
Rechnung Dritter von Unternehmen an Straßen, 
Plätzen,  
Kanälen und sonstigen Anlagen ausgeführt werden  
je angefangene halbe Stunde  24,00 

5. Erteilung von Vorrangseinräumungen und Löschungs-
bewilligungen, 
Freigabeerklärungen und sonstige Erklärungen für das 
Grundbuch  
(z.B. Bescheinigung zum Nichtbestehen/ zur Nichtaus-
übung eines Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 1 S. 3 
BauGB)  
je angefangene halbe Stunde   25,00 

6. Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, Bauleitun-
gen, Auszüge,  
technische Arbeiten, und zwar für 
a) Büroarbeiten je angefangene halbe Stunde 24,00 
b) Außenarbeiten je angefangene halbe Stunde 24,00 

7. Abgabe von Leistungsverzeichnissen bei öffentlichen 
Ausschreibungen 
a) bis 40 Seiten       0,35 je Seite 
b) für jede weitere Seite      0,25 je Seite 

8. Erteilung von Zweitausfertigungen von Bescheinigun-
gen etc.       3,00 je Stück 

9. Ersatz für verlorene oder unbrauchbar gewordene  
Hundesteuermarken      5,00 je Stück 

10. Feststellungen aus Konten und Akten 
je angefangene halbe Stunde   24,00 

11. Auszug aus dem Kassenkonto für ein Rechnungsjahr
        4,00 je Seite 

12. Anfertigung von Abschriften und Auszügen aus Archiv-
gut, 
Übertragungen in moderne Schrift und Übersetzungen 
je angefangene halbe Stunde   24,00 

13. Bereitstellung von Dateien per Email oder Datenträger  
je angefangene 10 Minuten    8,00 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 1. Änderung zum Gebührentarif der Ver-
waltungsgebührensatzung vom 20.06.2007 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieses Gebührentarifs zur Verwaltungsgebühren-
satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Barntrup vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Barntrup, den 04.01.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Schell 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
11 Wahl einer Schiedsperson für den Schied-

samtsbezirk Barntrup 
 
Gem. Ziff. 2 zu § 5 der Verwaltungsvorschriften zum Ge-
setz über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes 
Nordrhein-Westfalen (VV SchAG NW) vom 21.06.1993 in 
der zur Zeit geltenden Fassung gebe ich hiermit bekannt, 
dass der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung am 
03.11.2015 
 
Herrn Sven Teutrine 
mit Amtssitz in 32683 Barntrup, Exterstraße 10 
 
zum Schiedsmann 
 
für 5 Jahre gewählt hat. 
 
Vom Direktor des Amtsgerichts Blomberg wurde die Wahl 
bestätigt und Herr Teutrine am 3.12.2015 vereidigt. 
 
Sprechstunden der Schiedsperson sind telefonisch zu ver-
einbaren. 
 
Barntrup, den 4.1.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Schell  

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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Stadt Blomberg 
 
12 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/29 

"Gewerbegebiet östlich des Flachsmarktes" 
und 6. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Blomberg im Parallelverfahren, 

 hier: Öffentliche Auslegung 
 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 16. Dezember 
2015 die 5. Änderung des Bebauungsplanes 01/29 und die 
6. Änderung des Flächennutzungsplanes als Entwurf ein-
schließlich der öffentlichen Auslegung beschlossen.  
 
Dieses Änderungsverfahren umfasst die Erweiterung der 
überbaubaren Fläche, die Verlagerung von Grünflächen 
und des Regenrückhaltebeckens östlich und südöstlich der 
Phoenix-Contact-Allee sowie die Ausweisung der mit den 
baulichen Maßnahmen verbundenen naturschutzfachlichen 
Kompensationsflächen und Maßnahmen. 
 
Die Lage der Änderungsbereiche ist den beigefügten Über-
sichtsplänen zu entnehmen. 
 
Ferner wurde in der Sitzung beschlossen, das erforderliche 
Beteiligungsverfahren durchzuführen. 
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 Abs. 
2 BauGB bekannt gemacht, dass der Entwurf des Planes 
einschließlich Begründung mit Umweltbericht sowie die 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-
lungnahmen in der Zeit vom 
 
20. Januar bis zum 19. Februar 2016 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegen. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht wer-
den.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Planänderung unberück-
sichtigt bleiben. Ferner wird darauf hingewiesen, dass ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzu-
lässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen geltend ge-
macht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der öf-
fentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Es wird gem. § 3 Abs. 1 BauGB auch darauf hingewiesen, 
dass Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit im Sin-
ne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB sind. 
 
Umweltbezogene Informationen 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind in Bezug 
auf die o.g. Bauleitplanung verfügbar: 
 
Übergeordnete Pläne und Programme  
 
• Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP 

NRW 1995) 
• LEP Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzelhandel 

(Juli 2013) 

 
• Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (Entwurf, 

Stand 25. Juni 2015) 
• Regionalplan des Regierungsbezirkes Detmold (Be-

zirksregierung Detmold, 2003) 
• Flächennutzungsplan der Stadt Blomberg 
• Landschaftsplan Blomberg 
• Schutzgebietsverordnung zum Landschaftsschutzgebiet 

(LSG) 2.2-1 „Lipper Bergland mit Blomberger Höhen, 
Detmolder Hügelland und Blomberger Becken sowie 
Bachtäler und Grünlandbereiche der Blomberger Höhen 
und Blomberger Becken“ 

• Schutzgebietsverordnung zum Naturschutzgebiet (LIP-
055) „Talsystem des Königsbaches“ 

 
Fachgutachten  
 
• Artenschutz: „Artenschutzfachbeitrag zum Antrag auf 

Einleitung von Oberflächenwasser in ein öffentliches 
Gewässer gem. Wasserhaushaltsgesetz und gleichzei-
tig zur 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/29 
„Gewerbegebiet östlich des Flachsmarktes Stadt Blom-
berg - im Auftrag der Phoenix Contact GmbH & Co. KG“ 
(NZO-GmbH, Bielefeld, Januar 2015) 

• Landschaftsschutz: „Landschaftspflegerischer Begleit-
plan zum Antrag auf Einleitung von Oberflächenwasser 
in ein öffentliches Gewässer gem. Wasserhaushaltsge-
setz –im Auftrag der Phönix Contact GmbH & Co. KG“ 
(NZO-GmbH, Bielefeld, Januar 2015) 

• Entwässerung: „Erlaubnisantrag gem. §8-13, 18 und 
54-57 WHG für den Neubau eines Regenrückhaltebe-
ckens - PHOENIX CONTACT GmbH & Co. KG, 
Flachsmarktstr. 8-28, 32825 Blomberg - 1. Ausferti-
gung“ (Taged Ingenieurberatung Dipl.-Ing. Udo Geyer, 
Bodenwerder, Oktober 2014) 

• Schallschutz: „Schalltechnische Untersuchung zum Be-
bauungsplan Nr. 01/29, 5. Änderung, der Stadt Blom-
berg“ (Bonk-Maire-Hoppmann GbR, Garbsen, 
16.11.2015) 

• Verkehr: „Verkehrsuntersuchung zur Anlage einer Lo-
gistikhalle von Phoenix Contact in der Stadt Blomberg – 
im Auftrag der Phönix Contact GmbH & Co. KG, Blom-
berg“ (Zacharias Verkehrsplanungen, Büro Dipl.-Geogr. 
Lothar Zacharias, Hannover, April 2014) 

• Verkehr: „Verkehrsuntersuchung Phoenix Contact, 
Blomberg“ (Zacharias Verkehrsplanungen, Büro Dipl.-
Geogr. Lothar Zacharias, Hannover, 24.11.2015) 

 
Folgende umweltbezogene Stellungnahmen von Trä-
gern öffentlicher Belange und sonstigen Behörden sind 
zu den nachfolgenden Themenbereichen in Bezug auf die 
o.g. Bauleitplanung verfügbar: 
 
• Denkmalschutz: Hinweise zur mittelalterlichen Wüstung 

„Hohenwarde-Gut" (LWL – Archäologie für Westfalen, 
Außenstelle Bielefeld, Schreiben vom 04.09.2015) 

• Bodenschutz: Hinweise zur Sicherstellung der Bewirt-
schaftung landwirtschaftlicher Nutzflächen (Landwirt-
schafts-kammer Nordrhein-Westfalen, Schreiben vom 
21.08.2015; Kreis Lippe, Der Landrat, Schreiben vom 
01.09.2015; Bezirksregierung Detmold, Dezernat 33 – 
Bodenordnung/ Ländliche Entwicklung, Schreiben vom 
02.09.2015) 

• Wasserschutz: Hinweise zur Drainung landwirtschaftli-
cher Nutzflächen (Landwirtschafts-kammer Nordrhein-
Westfalen, Schreiben vom 21.08.2015) 
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• Landschaftsschutz: Hinweis zur Umsetzung der Aus-

gleichsmaßnahmen (Kreis Lippe, Der Landrat, Schrei-
ben vom 01.09.2015) 

 
• Verkehr: Hinweise zur verkehrlichen Erschließung des 

Plangebietes und zur Ordnung des ruhenden Verkehrs 
(Kreis Lippe, Der Landrat, Schreiben vom 01.09.2015) 

 
Es wurden keine umweltbezogene Stellungnahmen von 
privaten Personen vorgetragen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss über den Entwurf der Änderung des Bebau-
ungsplanes und des Flächennutzungsplanes und die 
Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einseh-
bar. 
 
Blomberg, den 17. Dezember 2015 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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13 7. Änderung des Flächennutzungsplanes zur 

Darstellung von Vorrangflächen für Windener-
gie der Stadt Blomberg, 

 hier: Erneute öffentliche Auslegung 
 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 16. Dezember 
2015 aufgrund der §§ 2 ff des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der derzeit geltenden Fassung die 7. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes als Entwurf einschließlich der erneu-
ten öffentlichen Auslegung im Sinne des § 4a Abs. 3 
BauGB beschlossen. 
 
Ziel der Planänderung ist die Darstellung von Vorrangflä-
chen für Windenergie. 
 
Der Änderungsbereich betrifft das gesamte Gebiet der 
Stadt Blomberg. 
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 Abs. 
2 BauGB (Baugesetzbuch) bekannt gemacht, dass der 
Entwurf zur 7. Änderung des Flächennutzungsplanes ein-
schließlich Begründung in der Zeit vom 
 
20. Januar bis zum 19. Februar 2016 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht erneut ausliegt. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
geänderten Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden.  
 
Es wird gem. § 3 Abs. 1 BauGB auch darauf hingewiesen, 
dass Kinder und Jugendliche Teil der Öffentlichkeit im Sin-
ne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB sind. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Flächennutzungsplanände-
rung unberücksichtigt bleiben. Ferner wird darauf hinge-
wiesen, dass ein Antrag nach § 47 Verwaltungsgerichts-
ordnung unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen 
geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können. 
 
Umweltbezogene Informationen 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag des Planungsbüros für 
Landschafts- und Tierökologie, Wolf Lederer, Geseke, vom 
September 2015 zur Erfassung der Avifauna und Fleder-
mäuse und Bewertung aus Artenschutzsicht. 
 
Umweltbezogene Stellungnahmen von Trägern öffentlicher 
Belange und sonstiger Behörden sowie von Privatpersonen 
zu den Themenbereichen Artenschutz, landwirtschaftliche 
Nutzflächen, forstliche Belange, Kulturlandschaften und 
Denkmäler,  Landschaft und Naturhaushalt, Boden- und 
Immissionsschutz. 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss über den Entwurf der Änderung des Flä-
chennutzungsplanes und die Durchführung der Öffentlich-
keitsbeteiligung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einseh-
bar. 
 
Blomberg, den 17. Dezember 2015 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
14 Bekanntgabe über die Veröffentlichungspflicht 

von Angaben Blomberger Mandatsträger gem. 
§ 16 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW 

 
Die Mandatsträger der Stadt Blomberg (Rats- und Aus-
schussmitglieder, Ortsvorsteher) haben nach § 16 Korrup-
tionsbekämpfungsgesetz NRW schriftlich Auskunft über 
ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu ge-
ben. Diese Angaben können innerhalb der Öffnungszeiten 
der Stadtverwaltung Blomberg in den Diensträumen (Zim-
mer 22 und 23) eingesehen werden. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg www.blomberg-
lippe.de/verwaltung/oeffentliche-bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 29.12.2015 
 
 
Der Bürgermeister 
Geise 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
15 Benutzungs- und Gebührenordnung für die 

Stadtbücherei der Stadt Blomberg vom 
28.12.2015 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 S. 2 Buchstabe f) der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666/SGV NRW 2023) und der §§ 2, 4, 5 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen hat 
der Rat der Stadt Blomberg in seiner Sitzung am 
21.12.2015 folgende Benutzungs- und Gebührenordnung 
beschlossen.  
 

§ 1 Allgemeines 
 
(1) Die Stadtbücherei Blomberg ist eine öffentliche Einrich-

tung der Stadt Blomberg. Sie dient der allgemeinen und 
der schulischen Bildung, der Information, der Aus-, Wei-
ter- und Fortbildung, Unterhaltung und der kreativen 
Freizeitgestaltung. 
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(2) Die Benutzung der Stadtbücherei ist allen Personen 

gestattet und richtet sich nach den Bestimmungen des 
öffentlichen Rechts. 

 
(3) Die Benutzung der Stadtbücherei ist gebührenpflichtig 

und richtet sich nach dem geltenden Gebührentarif, der 
sich aus der Anlage zu dieser Benutzungsordnung 
ergibt. 

 
(4) Die Stadtbücherei kann für die Benutzung einzelner 

Teileinrichtungen besondere Bestimmungen vorsehen. 
 

§ 2 Anmeldung 
 
(1) Die/der BenutzerIn meldet sich persönlich unter Vorlage 

des gültigen Personalausweises an. Bei Kindern oder 
Jugendlichen, die das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, ist die schriftliche Erlaubnis der gesetzli-
chen VertreterInnen erforderlich. 
Die Angaben werden unter Beachtung der geltenden 
gesetzlichen Datenschutzbe-stimmungen elektronisch 
gespeichert. 

 
(2) Die/der BenutzerIn bzw. die gesetzlichen VertreterInnen 

erkennen die Bestimmungen der Benutzungsordnung 
bei der Anmeldung durch eigenhändige Unterschrift an. 

 
(3) Die/der BenutzerIn erhält einen Benutzerausweis, der 

nicht übertragbar ist und Eigentum der Stadtbücherei 
bleibt. Der Verlust dieses Ausweises ist der Stadtbü-
cherei unverzüglich anzuzeigen. Für Schäden, die 
durch den Missbrauch des Büchereiausweises entste-
hen, haften die eingetragenen NutzerInnen und bei 
Kindern  die/der gesetzliche VertreterIn. 

 
(4) Jeder Wohnungswechsel und jede Änderung der Per-

sonalien sind der Stadtbücherei unter Vorlage des gül-
tigen Personalausweises bzw. Passes mit Meldebe-
scheinigung umgehend mitzuteilen. 

 
(5) Der Benutzerausweis ist zurückzugeben, wenn die 

Stadtbücherei es verlangt oder die Voraussetzungen für 
die Benutzung nicht mehr gegeben sind.  

 
§ 3 Entleihen – Verlängern – Vormerken 

 
(1) Gegen Vorlage des Benutzerausweises werden Bücher 

und andere Medien bis zu vier Wochen ausgeliehen. 
Für bestimmte Medien behält sich die Stadtbücherei 
vor, Leihfristen zu verkürzen bzw. gesondert festzule-
gen. Die Anzahl der von einer/einem NutzerIn gleichzei-
tig entleihbaren Bücher und Medien kann durch die 
Stadtbücherei begrenzt werden. Die entliehenen Medi-
en sind fristgemäß und unaufgefordert zurückzugeben. 

 
(2) Präsenzbestände werden nicht ausgeliehen. 
 
(3) Die Weitergabe von Büchern und anderen Medien an 

Dritte und deren Veröffentlichung sind nicht gestattet. 
 
(4) Die Leihfrist kann vor Ablauf in der Stadtbücherei direkt 

oder telefonisch verlängert werden. Die mehrfache Ver-
längerung von Medien kann von der Stadtbücherei be-
grenzt werden. (alt: Spätestens bei der dritten Verlän-
gerung sind die die entliehenen Medien in der Stadtbü-
cherei vorzulegen) Bei vorgemerkten und bestimmten 
Medien ist eine Verlängerung der Leihfrist nicht mög-
lich. 

 
(5) Ausgeliehene Medien können vorbestellt werden. Ein-

zelne Medien können von dieser Möglichkeit ausge-
schlossen werden. 

 
(6) Die Stadtbücherei ist berechtigt, entliehene Medien je-

derzeit zurückzufordern. 
 

§ 4 Behandlung der Medien, Haftung 
 
(1) Die/der BenutzerIn ist verpflichtet, die entliehenen Me-

dien sorgfältig zu behandeln und sie vor Beschädigun-
gen, z.B. Beschmutzung, Nässe und sonstigen Verän-
derungen zu bewahren. Als Beschädigungen gelten 
auch Unterstreichungen, Bemerkungen, Markierungen 
u.ä. Vor jeder Ausleihe sind die Medien von der/dem 
NutzerIn auf erkennbare Mängel hin zu überprüfen. 
Vorhandene Beschädigungen sind der Stadtbücherei 
sofort zu melden. 

 
(2) Der Verlust entliehener Medien ist der Stadtbücherei 

unverzüglich anzuzeigen. Für jede Beschädigung und 
für jeden Verlust von Medien sind die NutzerInnen, bzw. 
die gesetzlichen VertreterInnen zum Ersatz des Neu-
wertes verpflichtet. Als Ersatz gilt in erster Linie die Er-
satzbeschaffung durch die/den BenutzerIn. Ist dies 
nicht möglich, ist ein gleichwertiger Ersatz zum Neuwert 
zu beschaffen. Es ist untersagt, Beschädigungen selbst 
zu beheben. 

 
(3) Die Stadtbücherei haftet nicht für Schäden, die durch 

die Benutzung der Medien entstehen. 
 
(4) Die/der BenutzerIn haben die gesetzlichen Bestimmun-

gen des Urheberrechtes zu beachten. Bei Verletzung 
des Urheberrechtes haftet die/der BenutzerIn.  

 
§ 5 Leihfristüberschreitung 

 
(1) Die/der BenutzerIn hat die ausgeliehenen Medien spä-

testens am letzten Tag der Ausleihfrist während der 
Öffnungszeiten zurückzugeben. Ist die Leihfrist  über-
schritten oder eine Leihfristverlängerung nicht rechtzei-
tig beantragt worden, sind Verzugs- und Mahngebühren 
nach dem Gebührentarif zu entrichten. Die Gebühren 
entstehen unabhängig davon, ob eine schriftliche Mah-
nung erfolgte. Eine Verpflichtung zu einer schriftlichen 
Mahnung besteht nicht. 

 
(2) Die Stadt Blomberg kann nach Ablauf der Leihfrist für 

nicht zurückgegebene Medien, rückständige Gebühren 
und Schadensersatzleistungen im Verwaltungsvollstre-
ckungsverfahren einziehen. 

(3) Solange die/der BenutzerIn der Rückgabe von Medien, 
Ersatzleistung oder Zahlung von Gebühren nicht nach-
kommt, kann eine weitere Benutzung der Stadtbücherei 
untersagt werden. 

 
(4) Bei Zuwiderhandlung gegenüber der Benutzungs- und 

Gebührenordnung (alt: Bei wiederholter Leihfristüber-
schreitung) kann die/der BenutzerIn von den Angeboten 
der Stadtbücherei ausgeschlossen werden. 

 
§ 6 Internet 

 
(1) Ein weltweiter Zugang zu Informationen verlangt von 

TeilnehmerInnen ein hohes Maß an Verantwortungs-
bewusstsein. Anders als bei den bisherigen Medien, die 
die Stadtbücherei ihren KundInnen anbietet, hat sie  
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keinen Einfluss auf die Inhalte im Internet. Die Bücherei 
übernimmt daher keine Verantwortung für die Qualität 
und die Richtigkeit der Informationen. 

 
(2) Dokumente und Dateien, die kostenlos im Internet zur 

Verfügung gestellt werden, dürfen nur ausgedruckt 
werden. 

 
(3) Internetinhalte, die nach deutschem Recht nicht zuläs-

sig sind, dürfen nicht aufgerufen, gespeichert oder auf 
andere Computer übermittelt werden. Das Herunterla-
den von urheberrechtlich geschützter Software, Be-
triebssystemen, Informationen und Daten ist untersagt, 
es sei denn, der Produzent gestattet es ausdrücklich. 

 
(4) Es ist untersagt, mitgebrachte Software in der Stadtbü-

cherei zu verwenden. 
 
(5) Die Online-Dienste im Internet basieren auf dem part-

nerschaftlichen Umgang miteinander. Es ist untersagt, 
Texte oder Bilder aufzurufen und/oder zu versenden, 
die illegal, beleidigend sind und/oder gegen die Men-
schenwürde verstoßen. 

 
(6) Die allgemeinen Bibliotheksregeln und die Benutzungs-

ordnung gelten auch für die Nutzung der Online-
Dienste. Es dürfen keine Änderungen oder Manipulati-
onen an den Computern vorgenommen werden. Bei 
Missachtung behält sich die Stadtbücherei den Aus-
schluss von der Internet- oder Büchereinutzung sowie 
strafrechtliche Verfolgung vor. 

 
(7) Minderjährige unter 18 Jahren bedürfen der schriftli-

chen Erlaubnis ihrer Eltern oder der/des Erziehungsbe-
rechtigten. 

 
(8) Warten Personen auf die Internetbenutzung, kann die 

Dauer der Nutzung auf max. 30 Minuten begrenzt wer-
den. 

 
§ 7  e-Ausleihe 

 
(1) Für die e-Ausleihe stellt die Stadtbücherei einen geson-

derten Benutzerausweis aus (e-Ausweis). Dieser unter-
liegt denselben Bestimmungen (vgl. § 2) wie der Sach-
medien Ausweis (S-Ausweis). 

 
(2) Der e-Ausweis unterliegt einer Jahresgebühr. 
 
(3) Der e-Ausweis ist vor Ablauf der Geltungsdauer unauf-

gefordert durch den/die NutzerIn  zu verlängern. Erfolgt 
dies nicht, wird das Nutzungsrecht der online Dienste 
gelöscht.   

 
§ 8 Hausordnung 

 
(1) Essen, Trinken und Rauchen sowie Lärmen und sonsti-

ges störendes Verhalten sind nicht gestattet. Die Be-
nutzerInnen der Stadtbücherei sind verpflichtet, jede 
Störung des Betriebes zu unterlassen. Dies gilt auch im 
Zusammenhang mit der Handykommunikation. 

 
(2) Die BenutzerInnen haften für selbstverschuldete Sach-

beschädigungen an Einrichtungsgegenständen und 
technischen Geräten. 

 
(3) Jeder Diebstahl wird zur Anzeige gebracht. Für abhan-

den gekommene Gegenstände wird nicht gehaftet. 

 
(4) Dem Büchereipersonal steht das Hausrecht zu, seinen 

Anordnungen ist Folge zu leisten. 
 

§ 9 Ausschluss von der Benutzung 
 
NutzerInnen, die wiederholt oder in grober Weise gegen 
die Benutzungsordnung verstoßen, können von der Benut-
zung der Stadtbücherei ausgeschlossen werden.  
 

§ 10 Inkraftreten 
 
Die vorstehende Benutzungs- und Gebührenordnung tritt 
am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Be-
nutzungs- und Gebührenordnung außer Kraft. 
 
Gebührentarif zur Benutzungsordnung 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 der Benutzungsordnung werden für die 
Stadtbücherei Blomberg folgende Gebühren festgelegt: 
 
Hauptstelle Kuhstraße 16 
 
Gebühren/Ausleihzeit: 
 
Ausstellen eines Benutzerausweisen (S- Ausweis):  
Erwachsene:    2,00 € 
Kinder:      1,00 € 
 
Ausleihe Bücher -pro Medium-: 
Erwachsene:     0,40 € 
Kinder:      0,20 € 
Ausleihzeit: 4 Wochen 
 
Ausleihe Zeitschriften, Audio(visuelle) Medien: 
Erwachsene     0,40 € 
Kinder      0,20 € 
Ausleihzeit: 2 Wochen 
 
Ausleihe DVD:     2,00 € 
Ausleihzeit: 2 Wochen 
 
Internetnutzung:             kostenlos 
 
Ausdrucke je DIN A4-Seite:   0,10 € 
 
Versäumnisgebühren: 
je Medieneinheit pro überzogene Woche  0,50 € 
 
Mahngebühr: 
1. Mahnung:                  0,70 € 
2. Mahnung:                               1,40 € 
3. Mahnung:                  2,10 € 
 
e-Ausweis: 
Jahresausweis für Erwachsene  12,00 € 
 
Ermäßigung (50%): Kinder und Jugendliche unter 18 

Jahren, Auszubildende, Studie-
rende, LeistungsempfängerIn-
nen nach SGB II und SGB XII 
sowie AsylbLG gegen Nach-
weis. 

 
Grundsätzlich unterliegen die Bedingungen der e-Ausleihe 
den Bestimmungen des Anbieters. 
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Ausleihdauer: 
 
Bücher: 2  Wochen 
Hörbücher: 2 Wochen 
Sachfilme: 2 Wochen 
Zeitschriften: 1 Tag 
Zeitungen: 1 Stunde 
 
Nebenstelle Schulzentrum: 
 
S- Ausweis:   1,00 € 
 
Verzugsgebühren: 
pro Woche/pro Medium:   0,10 € 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Benutzungs- und Gebührenordnung für 
die Stadtbüchreei der Stadt Blomberg wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg www.blomberg-
lippe.de/Verwaltung/Öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 28.12.2015 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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Stadt Detmold 
 
16 Bekanntmachung 
 
Planfeststellung für den Bau des Hochwasserrückhaltebe-
ckens Wiembecke mit der Ortsumgehung Horn-Oldendorf 
K 90, 1n 
 
Der Werre-Wasserverband plant in Erfüllung seiner sat-
zungsgemäßen Aufgaben die Errichtung des Hochwasser-
rückhaltebeckens (HRB) Wiembecke oberhalb von Horn-
oldendorf. Der Kreis Lippe, Eigenbetrieb Straßen, plant den 
Neubau der K 90n als südöstliche Umfahrung von 
Hornoldendorf. Beide Vorhaben bedürfen nach § 68 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) bzw. nach § 38 Straßen- und 
Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NRW) der Planfeststellung. Da die Voraussetzungen des § 
78 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) für eine Verfah-
renskonzentration vorliegen, wird ein einheitliches Verfah-
ren durchgeführt.  
 
Die Prüfung des Einzelfalls nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) hat ergeben, 
dass für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist.  
 
Für das Vorhaben, einschließlich der landschaftspflegeri-
schen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Grund-
stücke in der Gemarkung Hornoldendorf der Stadt Detmold 
sowie der Gemarkung Fromhausen der Stadt Horn-Bad 
Meinberg beansprucht.  
 
Einzelheiten zu dem Vorhaben ergeben sich aus dem Plan 
mit den dazugehörigen Erläuterungen, Zeichnungen und 
Nachweisen. Diese – sowie die gemäß § 6 UVPG erforder-
lichen entscheidungserheblichen Unterlagen über die Um-
weltauswirkungen des Vorhabens - können in der Zeit  
 

vom 18. Januar 2016 bis einschließlich 17. Februar 
2016 

 
bei der Stadt Detmold, Rathaus am Markt, Marktplatz 5, 
32756 Detmold, Raum 109 (kuk-Büro) während der allge-
meinen Öffnungszeiten  
Montag bis Donnerstag   8.30 – 12.00 Uhr  

und 14.00 – 16.00 Uhr  
Freitag    8.30 -  12.00 Uhr   
  
sowie bei der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 
32805 Horn-Bad Meinberg, Raum 24 (2. OG) während der 
allgemeinen Öffnungszeiten  
 
Montag und Dienstag 8.30 – 12.00 Uhr 
Mittwoch  7.30 -  12.30 Uhr 
Donnerstag  8.30 -  12.00 Uhr  

und 14.00 – 17.30 Uhr 
Freitag   8.30 -  12.00 Uhr  
  
eingesehen werden.  
 
Darüber hinaus sind die zur Einsicht ausliegenden Unterla-
gen im Internet über  
www.stadtdetmold.de unter dem Link „Projekt hrb k90,1n“ 
und 
www.horn-badmeinberg.de unter der Rubrik „Bekanntma-
chungen“  
 

 
zugänglich. Darauf, dass im Zweifelsfall der Inhalt der in 
den Städten Detmold und Horn-Bad Meinberg ausgelegten 
Unterlagen maßgeblich ist, wird hingewiesen.  
 
Mit der Auslegung der Planfeststellungsunterlagen erfolgt 
gleichzeitig die Einbeziehung der Öffentlichkeit nach § 9 
UVPG. Ebenso dient diese ortsübliche Bekanntmachung 
der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 
Satz 5 VwVfG von der Auslegung des Plans.  
 
Jede/ Jeder, deren/ dessen Belange durch das Vorhaben 
berührt werden, kann bis zum Ablauf des 02. März 2016 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
 
Stadt Detmold, Marktplatz 5, 32756 Detmold   
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad 
Meinberg  
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 32805 Horn-Bad 
Meinberg  
oder  
der Bezirksregierung Detmold, Leopoldstraße 15, 32756 
Detmold 
 
Einwendungen erheben. Die Schriftform kann gegenüber 
der Bezirksregierung Detmold durch die elektronische 
Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das elektronische 
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. Bei der Ver-
wendung der elektronischen Form sind besondere techni-
sche Rahmenbedingungen zu beachten (siehe 
www.bezreg-detmold.nrw.de/Kontakt/). Darüber hinaus 
können Einwendungen nicht elektronisch (per Mail) erho-
ben oder übersandt werden 
 
Maßgeblich für die Fristwahrung ist der Tag des Eingangs, 
nicht das Datum des Poststempels. 
 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt vo-
raus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend ge-
machte Belang und die Art der befürchteten Beeinträchti-
gung hervorgehen. Zudem muss die Einwendung den Na-
men und die vollständige Anschrift der Einwenderin/ des 
Einwenders enthalten und unterschrieben sein. Bei der Be-
einträchtigung von Grundeigentum sollten die katasteramt-
liche Bezeichnung der betroffenen Grundstücke (Gemar-
kung, Flur, Flurstücks-Nummer) angegeben werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als 
Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. An-
dernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt 
bleiben.   
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen aus-
geschlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 Verwaltungsverfahrens-
gesetz).  
 
Die Behörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erho-
benen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 
73 Abs. 6 VwVfG in Verbindung mit § 67 Abs. 2 VwVfG). 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser mindestens 
eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht. Diejeni-
gen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen ab-
gegeben haben, werden von dem Erörterungstermin  
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benachrichtigt. Wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vor-
zunehmen sind, so können diese durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, Ebenso kann die Zustellung 
der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zu-
stellungen vorzunehmen sind. Bei Ausbleiben eines Betei-
ligten/einer Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn/sie verhandelt werden.  
 
Als Art einer möglichen Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens kann die Versagung des Vorhabens (nega-
tive Entscheidung) oder der Erlass eines Planfeststellungs-
beschlusses (positive Entscheidung) in Betracht kommen.  
 
Vom Beginn der Auslegung der Pläne an dürfen auf den 
von der Straßenbaumaßnahme betroffenen Flächen bis zu 
ihrer Übernahme durch den Träger der Straßenbaulast we-
sentlich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden. Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise 
vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und 
die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
hiervon nicht berührt (§ 40 Abs. 1 StrWG).   
 
Stadt Detmold, den 17.12.2015 
i.V. 
 
 
gez. Lammering 
Technischer Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
17 Planfeststellung für den Bau des Hochwasser-

rückhaltebeckens Wiembecke mit der Ortsum-
gehung Hornoldendorf K 90, 1n 

 
Der Werre-Wasserverband plant in Erfüllung seiner sat-
zungsgemäßen Aufgaben die Errichtung des Hoch-
wasserrückhaltebeckens (HRB) Wiembecke oberhalb von 
Hornoldendorf. Der Kreis Lippe, Eigenbetrieb Straßen, 
plant den Neubau der K 90n als südöstliche Umfahrung 
von Hornoldendorf. Beide Vorhaben bedürfen nach § 68 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bzw. nach § 38 Straßen- 
und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NRW) der Planfeststellung. Da die Voraussetzungen des 
§ 78 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) für eine Ver-
fahrenskonzentration vorliegen, wird ein einheitliches Ver-
fahren durchgeführt.  
 
Die Prüfung des Einzelfalls nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) hat ergeben, 
dass für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist.  
 
Für das Vorhaben, einschließlich der landschafts-
pflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden 
Grundstücke in der Gemarkung Hornoldendorf der Stadt 
Detmold sowie der Gemarkung Fromhausen der Stadt 
Horn-Bad Meinberg beansprucht.  
 
Einzelheiten zu dem Vorhaben ergeben sich aus dem Plan 
mit den dazugehörigen Erläuterungen, Zeichnungen und 
Nachweisen. Diese – sowie die gemäß § 6 UVPG erforder-
lichen entscheidungserheblichen Unterlagen über die Um-
weltauswirkungen des Vorhabens - können in der Zeit  
 
vom 18. Januar 2016 bis einschließlich 17. Februar 
2016 
 
bei der Stadt Detmold, Rathaus am Markt, Marktplatz 5, 
32756 Detmold, Raum 109 (kuk-Büro) während der allge-
meinen Öffnungszeiten  
Montag bis Donnerstag    8.30 – 12.00 Uhr und  

14.00 – 16.00 Uhr  
Freitag     8.30 -  12.00 Uhr   
  
sowie bei der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 
32805 Horn-Bad Meinberg, Raum 24 (2. OG) während der 
allgemeinen Öffnungszeiten  
 
Montag und Dienstag  8.30 – 12.00 Uhr 
Mittwoch   7.30 -  12.30 Uhr 
Donnerstag   8.30 - 12.00 Uhr und  

14.00 – 17.30 Uhr 
Freitag    8.30 -  12.00 Uhr  
  
eingesehen werden.  
 
Darüber hinaus sind die zur Einsicht ausliegenden Unterla-
gen im Internet über  
www.stadtdetmold.de unter dem Link „Projekt hrb k90,1n“ 
und 
www.horn-badmeinberg.de unter der Rubrik „Bekannt-
machungen“  
zugänglich. Darauf, dass im Zweifelsfall der Inhalt der in 
den Städten Detmold und Horn-Bad Meinberg ausgelegten 
Unterlagen maßgeblich ist, wird hingewiesen.  

 
Mit der Auslegung der Planfeststellungsunterlagen erfolgt 
gleichzeitig die Einbeziehung der Öffentlichkeit nach § 9 
UVPG. Ebenso dient diese ortsübliche Bekanntmachung 
der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 
Satz 5 VwVfG von der Auslegung des Plans.  
Jede/ Jeder, deren/ dessen Belange durch das Vorhaben 
berührt werden, kann bis zum Ablauf des 02. März 2016 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
 
Stadt Detmold, Marktplatz 5, 32756 Detmold 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad 
Meinberg  
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, 32805 Horn-Bad 
Meinberg  
 
oder  
 
der Bezirksregierung Detmold, Leopoldstraße 15, 32756 
Detmold 
 
Einwendungen erheben. Die Schriftform kann gegenüber 
der Bezirksregierung Detmold durch die elektronische 
Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das elektronische 
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. Bei der Ver-
wendung der elektronischen Form sind besondere techni-
sche Rahmenbedingungen zu beachten (siehe 
www.bezreg-detmold.nrw.de/Kontakt/). Darüber hinaus 
können Einwendungen nicht elektronisch (per Mail) erho-
ben oder übersandt werden 
 
Maßgeblich für die Fristwahrung ist der Tag des Eingangs, 
nicht das Datum des Poststempels. 
 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt vo-
raus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend ge-
machte Belang und die Art der befürchteten Beeinträchti-
gung hervorgehen. Zudem muss die Einwendung den Na-
men und die vollständige Anschrift der Einwenderin/ des 
Einwenders enthalten und unterschrieben sein. Bei der Be-
einträchtigung von Grundeigentum sollten die katasteramt-
liche Bezeichnung der betroffenen Grundstücke (Gemar-
kung, Flur, Flurstücks-Nummer) angegeben werden. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als 
Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. An-
dernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt 
bleiben. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen aus-
geschlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 Verwaltungs-
verfahrensgesetz).  
 
Die Behörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erho-
benen Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 
73 Abs. 6 VwVfG in Verbindung mit § 67 Abs. 2 VwVfG). 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser mindestens 
eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht. Diejeni-
gen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen ab-
gegeben haben, werden von dem Erörterungstermin be-
nachrichtigt. Wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vorzu-
nehmen sind, so können diese durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden, Ebenso kann die Zustellung  
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der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zu-
stellungen vorzunehmen sind. Bei Ausbleiben eines Betei-
ligten/einer Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn/sie verhandelt werden.  
 
Als Art einer möglichen Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens kann die Versagung des Vorhabens (nega-
tive Entscheidung) oder der Erlass eines Planfest-
stellungsbeschlusses (positive Entscheidung) in Betracht 
kommen.  
 
Vom Beginn der Auslegung der Pläne an dürfen auf den 
von der Straßenbaumaßnahme betroffenen Flächen bis zu 
ihrer Übernahme durch den Träger der Straßenbaulast we-
sentlich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden. Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise 
vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und 
die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
hiervon nicht berührt (§ 40 Abs. 1 StrWG). 
 
Horn-Bad Meinberg, den 21.12.2015 
 
gez. 
 
 
Rother 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
18 Sanierungssatzung "KlimaQuartier – Am 

Südhang“, Stt. Bad Meinberg 
 hier: Inkrafttreten 
 
Die o.g. Sanierungssatzung ist vom Rat der Stadt Horn-
Bad Meinberg in seiner Sitzung am 10.12.2015 gem. § 142 
des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Satzungsbeschlusses zur Sanie-
rungssatzung „KlimaQuartier – Am Südhang“ im Stt. Bad 
Meinberg angeordnet: 
 
Die Sanierungssatzung „KlimaQuartier – Am Südhang“, Stt. 
Bad Meinberg wird als Satzung beschlossen. Es gilt die als 
Anlage 5 beigefügte Satzung. 
 

(Anlage 5, Satzungstext:) 
 
§ 1 – Festlegung des Sanierungsgebiets 

 
Im KlimaQuartier „Am Südhang“ im Stadtteil Bad Mein-
berg sind funktionale und städtebauliche Missstände 
festzustellen. Die städtebauliche Sanierungsmaßnahme 
dient dazu, den in der Anlage abgegrenzten Bereich 
wesentlich zu verbessern. Das insgesamt rund 22 ha 
umfassende Gebiet wird hiermit gem. § 142 BauGB 
förmlich festgelegt und erhält die Bezeichnung „Klima-
Quartier - Am Südhang“, Stt. Bad Meinberg. 
 
Die städtebauliche Sanierungsmaßnahme erfolgt in fol-
genden Straßenzügen bzw. Straßenteilabschnitten: 

 
� Allensteiner Straße  
� Am Eichholz 
� Blomberger Straße 
� Brunnenstraße 
� Dr.-Dettmer-Weg 
� Dr.-Piderit-Weg 
� Dr.-Trampel-Weg 
� Dr.-Wessel-Weg 
� Königsberger Allee 
� Oberförster-Feige-Weg 
� Parkstraße 
� Stettiner Straße  
� Schanzenberg 
� Stettiner Straße 
� Thorner Straße 
� Upmeiers Grund 

 
Maßgeblich für die Gebietsabgrenzung ist die kartogra-
fische Darstellung des Sanierungsgebiets (Lageplan im 
Maßstab 1:4.000 in der Anlage). Der Lageplan über das 
Sanierungsgebiet kann im Fachbereich 3 Stadtentwick-
lung, Bauen und Liegenschaften der Stadt Horn-Bad 
Meinberg, Marktplatz 2, 32805 Horn-Bad Meinberg, 
während der Dienstzeiten eingesehen werden. Der La-
geplan ist Bestandteil dieser Satzung. 
 
Werden innerhalb des Sanierungsgebietes durch 
Grundstückszusammenlegungen Flurstücke aufgelöst 
und neue Flurstücke gebildet oder entstehen durch 
Grundstücksteilungen neue Flurstücke, sind auf diese 
insoweit die Bestimmungen dieser Satzung ebenfalls 
anzuwenden.  

 
§ 2 – Verfahren 
 
Entsprechend den Bestimmungen des § 142 Abs. 4 
BauGB wird die Genehmigungspflicht nach § 144 
BauGB insgesamt sowie die Anwendung der besonde-
ren sanierungsrechtlichen Vorschriften (§§ 152 -156 a 
BauGB) ausgeschlossen (Vereinfachtes Sanierungsver-
fahren). 
 
§ 3 – Frist zur Durchführung der Sanierung  
 
Gemäß § 142 Abs. 3 BauGB wird als Frist, in der die 
Sanierung durchgeführt werden soll, der Zeitraum bis 
zum 31.12.2030 festgelegt. 
 
§ 4 – Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt gemäß § 143 Abs. 1 BauGB mit dem 
auf den Tag ihrer Bekanntmachung im Kreisblatt Lippe 
(Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte und 
Gemeinden) folgenden Tag in Kraft. Bestehende orts-
rechtliche Festsetzungen bleiben hiervon unberührt. 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
10.12.2015 überein. 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass gemäß § 2 (1, 2) Bekannt-
mVO verfahren wurde. 
 
Gleichzeitig wird erklärt, dass die Satzung hiermit öffentlich 
bekannt gemacht wird. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die Sanierungs-
satzung „Klimaquartier – Am Südhang“ rechtsverbindlich. 
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Lage und Umfang des förmlich festgelegten Sanierungsge-
bietes sind aus dem dieser Bekanntmachung beigefügten 
Übersichtsplan ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des 
Plangebietes ist die Grenzziehung in der zeichnerischen 
Darstellung verbindlich. 
 
Die Sanierungssatzung und die Begründung werden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 
2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öffnungszei-
ten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –GO 
NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann gem. 
§ 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 18.12.2015 
 
gez. 
 
 
Rother 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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19 Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und 

des Lageberichtes sowie die Entlastung des 
Bürgermeisters 

 
I. Jahresabschluss 2014 der Stadt Horn-Bad Meinberg 

und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 10.12.2015 gem. § 96 I der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon GmbH ge-
prüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht festgestellt 
und dem Bürgermeister uneingeschränkte Entlastung er-
teilt. 
 

AKTIVA  
1. Anlagevermögen 

1.1 
Immaterielle Vermögensge-
genstände 7.165,77 

1.2 Sachanlagen 

1.2.1 
Unbebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 

1.2.1.1 Grünflächen 5.098.657,99 
1.2.1.2 Ackerland 1.256.177,65 
1.2.1.3 Wald / Forsten 5.228.900,73 

1.2.1.4 
sonstige unbebaute Grundstü-
cke 874.379,00 

 

1.2.2 
Bebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 

1.2.2.1 Kinder- / Jugendeinrichtungen 1.622.914,66 
1.2.2.2 Schulen 25.586.807,11 
1.2.2.3 Wohnbauten 131.585,94 

1.2.2.4 
sonstige Dienst-, Geschäfts- und 
Betriebsgebäude 16.945.817,00 

 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 

1.2.3.1 
Grund und Boden des Infra-
strukturvermögens 6.709.842,62 

1.2.3.2 Brücken und Tunnel 2.564.361,53 

1.2.3.3 
Gleisanlagen mit Streckenaus-
rüstung und Sicherungsanlagen 0 

1.2.3.4 
Entwässerungs- und Abwasser-
beseitigungsanlagen 1.788.700,55 

1.2.3.5 
Straßennetz mit Wegen, Plätzen 
und Verkehrslenkungsanlagen 43.522.943,46 

1.2.3.6 
sonstige Bauten des Infrastruk-
turvermögens 345.340,62 

 

1.2.4 
Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 33.637,37 

 

1.2.5 
Kunstgegenstände, Kulturdenk-
mäler 17,00 

 

1.2.6 
Maschinen und technische An-
lagen, Fahrzeuge 1.626.244,91 

 

1.2.7 
Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 1.376.878,07 

 

1.2.8 
geleistete Anzahlungen und An-
lagen im Bau 935.443,00 

 

 
1.3 Finanzanlagen  

1.3.1 
Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 42.412,80 

1.3.2 Beteiligungen 7.133.883,88 
1.3.3 Sondervermögen 13.457.687,43 

1.3.4 
Wertpapiere des Anlagevermö-
gens 341.753,01 

1.3.5 Ausleihungen 
1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0 
1.3.5.3 an Sondervermögen 4.599.787,41 
1.3.5.4 sonstige Ausleihungen 161.957,60 

 
2. Umlaufvermögen 
2.1 Vorräte 

2.1.1 
Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe, 
Waren 4.696.361,81 

2.1.2 geleistete Anzahlungen 0 
 

2.2 
Forderungen und sonstige Vermögensgegen-
stände 

2.2.1 

öffentlich-rechtliche Forderun-
gen und Forderungen aus 
Transferleistungen 4.070.356,94 

 
2.2.2 privatrechtliche Forderungen 1.060.283,25 
 

2.2.3 
sonstige Vermögensgegenstän-
de 172.211,86 

 

2.3 
Wertpapiere des Umlaufver-
mögens 0 

 
2.4 Liquide Mittel 2.409.938,46 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 51.230,15 
 

SUMME  AKTIVA 153.853.679,58 

 

PASSIVA 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 56.808.199,54 
1.2 Sonderrücklagen 0 
1.3 Ausgleichsrücklage 0 
1.4 Jahresfehlbetrag 1.926.305,37 
 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 33.425.377,90 
2.2 für Beiträge 17.223.782,60 
2.3 für den Gebührenausgleich 785.272,15 
2.4 sonstige Sonderposten 4.553.217,81 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 13.313.209,00 

3.2 
Rückstellungen für Deponien 
und Altlasten 0 

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.356.667,95 

3.4 
sonstige Rückstellungen nach 
§ 36 IV und V 419.330,90 
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4. Verbindlichkeiten 
4.1 Anleihen 0 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0 
4.2.2 von Beteiligungen 0 
4.2.3 von Sondervermögen 0 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich 6.672.728,03 
4.2.5 von Kreditinstituten 0,00 
 
 

4.3 
Verbindlichkeiten aus Krediten 
zur Liquiditätssicherung 7.000.000,00 

 

4.4 

Verbindlichkeiten aus Vorgän-
gen, die Kreditaufnahmen wirt-
schaftlich gleichkommen 0 

 

4.5 
Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen 989.473,14 

 

4.6 
Verbindlichkeiten aus Transfer-
leistungen 40.906,65 

 
4.7 sonstige Verbindlichkeiten 2.996.067,17 
 
4.8 erhaltene Anzahlungen 6.677.244,61 
 

5. 
Passive Rechnungs- 
abgrenzungsposten 2.518.507,50 

 

SUMME  PASSIVA 153.853.679,58 
 
II. Bekanntmachung der Schlussbilanz auf den 

31.12.2014 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg über den Jahresabschluss 2014 und den Lage-
bericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird hier-
mit gem. § 96 II GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2014 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht ab dem 11.01.2016 bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, Zimmer 20, wäh-
rend der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter der Adresse 
www.horn-badmeinberg.de/Rat und Verwaltung/ Haus-
haltsbuch, zur Kenntnisnahme bereitgestellt. 
 
Gesamtergebnisrechnung 2014 

Nr
.  Bezeichnung 

Ergebnis des 
Rechnungsjah-

res 2014 

1  
Steuern und ähnliche Ab-
gaben 13.099.584,30 

2 + 
Zuwendungen und allge-
meine Umlagen 11.150.664,63 

3 + sonstige Transfererträge 3.779,37 

4 + 
öffentlich-rechtliche Leis-
tungsentgelte 2.511.433,63 

 

 

5 + 
privatrechtliche Leistungs-
entgelte 510.645,99 

6 + 
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 1.644.760,12 

7 + sonstige ordentliche Erträge 1.840.900,52 
8 + aktivierte Eigenleistungen 0 
9 +/- Bestandsveränderungen 0 
    
10 = Ordentliche Erträge 30.761.768,56 
11 - Personalaufwendungen 6.656.262,53 
12 - Versorgungsaufwendungen 738.665,05 

13 - 
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen 4.293.707,05 

14 - Bilanzielle Abschreibungen 3.253.279,40 
15 - Transferaufwendungen 15.967.229,00 

16 - 
sonstige ordentliche Auf-
wendungen 2.918.085,89 

 
17  Ordentliche Aufwendungen 33.827.228,92 
 

18  
Ordentliches Ergebnis (Zei-
len 10 und 17) - 3.065.460,36 

 
19 + Finanzerträge 1.383.418,43 

20 - 
Zinsen und sonstige Fi-
nanzaufwendungen 244.263,44 

 

21 = 
Finanzergebnis 
(Zeilen 19 und 20) 1.139.154,99 

 

22 = 

Ergebnis der laufenden 
Verwaltungstätigkeit 
(Zeilen 18 und 21) - 1.926.305,37 

 
23 + außerordentliche Erträge 0 

24 - 
außerordentliche Aufwen-
dungen 0 

 

25 = 
außerordentliches Ergebnis 
(Zeilen 23 und 24) 0 

 

26 = 
Jahresergebnis 
(Zeilen 22 und 25) - 1.926.305,37 

 
Horn-Bad Meinberg, den 22.12.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
20 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Horn-Bad Meinberg zum 31.12.2014 
 
I. Gesamtabschluss 2014 der Stadt Horn-Bad Mein-

berg und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 10.12.2015 gem. § 116 Abs. 1 S. 3 und 4 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666) in der zurzeit geltenden 
Fassung i.V.m. § 96 Abs. 1 GO NRW den vom Rech-
nungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Curacon GmbH geprüften und  
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mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk verse-
henen Gesamtabschluss sowie den Gesamtlagebericht 
zum 31.12.2014 durch Beschluss bestätigt und dem Bür-
germeister Entlastung erteilt. 
 
Die Zahlen der Gesamtbilanz sowie der Gesamtergebnis-
rechnung zum 31.12.2014 sind nachstehend abgedruckt:  
 
Gesamtbilanz 2014 
 

AKTIVA  
1. Anlagevermögen 

1.1 
Immaterielle Vermögensge-
genstände 493.129 

 
1.2 Sachanlagen 

1.2.1 
Unbebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 12.458.115 

1.2.2 
Bebaute Grundstücke und 
grundstücksgleiche Rechte 44.287.125 

 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 

1.2.3.1 
Grund und Boden des Infra-
strukturvermögens 6.909.869 

1.2.3.2 
Bauten des Infrastrukturvermö-
gens 92.984.249 

 

1.2.4 
Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 33.637 

1.2.5 
Kunstgegenstände, Kulturdenk-
mäler 17 

1.2.6 
Maschinen und technische An-
lagen, Fahrzeuge 1.788.027 

1.2.7 
Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 1.407.974 

1.2.8 
geleistete Anzahlungen und An-
lagen im Bau 1.059.166 

 
1.3 Finanzanlagen  

1.3.1 
Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 42.413 

1.3.2 
Anteile an assoziierten Unter-
nehmen 181.001 

1.3.3 übrige Beteiligungen 7.087.283 
1.3.4 Sondervermögen 0 

1.3.5 
Wertpapiere des Anlagevermö-
gens 341.753 

1.3.6 Ausleihungen 27.558 
2. Umlaufvermögen 
2.1 Vorräte 

2.1.1 
Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe, 
Waren 4.825.448 

2.1.2 geleistete Anzahlungen 0 
 

2.2 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstän-
de 

2.2.1 Forderungen 6.098.868 

2.2.2 
sonstige Vermögensgegenstän-
den 184.702 

 

2.3 
Wertpapiere des Umlaufvermö-
gens 0 

 
2.4 Liquide Mittel 3.406.330 
 

 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung 68.955 
 

4. 
Nicht durch Eigenkapital ge-
deckter Fehlbetrag 0 

  

SUMME  AKTIVA 183.685.618 

 

PASSIVA 
1. Eigenkapital 
1.1 Allgemeine Rücklage 56.766.078 
1.2 Sonderrücklagen 0 
1.3 Ausgleichsrücklage 0 
1.4 Ergebnisvortrag 0 
1.5 Gesamtjahresergebnis -1.918.958 

1.6 
Ausgleichsposten für Anteile 
anderer Gesellschafter 0 

1.7 
Unterschiedsbetrag aus Kapital-
konsolidierung 114.477 

 
2. Sonderposten 
2.1 für Zuwendungen 33.425.378 
2.2 für Beiträge 24.501.940 
2.3 für den Gebührenausgleich 1.304.472 
2.4 sonstige Sonderposten 4.999.779 
 
3. Rückstellungen 
3.1 Pensionsrückstellungen 13.313.209 

3.2 
Rückstellungen für Deponien 
und Altlasten 0 

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 2.395.668 
3.4 Steuerrückstellungen 0 
3.5 sonstige Rückstellungen  732.763 
 
4. Verbindlichkeiten 
4.1 Anleihen 0 

4.2 
Verbindlichkeiten aus Krediten 
für Investitionen  27.605.261 

4.3 
Verbindlichkeiten aus Krediten 
zur Liquiditätssicherung 7.000.000 

4.4 

Verbindlichkeiten aus Vorgän-
gen, die Kreditaufnahmen wirt-
schaftlich gleichkommen 0 

4.5 
Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen 1.254.612 

4.6 sonstige Verbindlichkeiten 9.672.432 
 

5. 
Passive Rechnungs- 
abgrenzungsposten 2.518.508 

 

SUMME  PASSIVA 183.685.618 
 
Gesamtergebnisrechnung 2014 

Nr
.  Bezeichnung 

Ergebnis des 
Rechnungsjah-

res 2014 

1  
Steuern und ähnliche Ab-
gaben 13.095.329 

2 + 
Zuwendungen und allge-
meine Umlagen 11.150.665 

3 + sonstige Transfererträge 3.779 

4 + 
öffentlich-rechtliche Leis-
tungsentgelte 8.577.624 
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5 + 
privatrechtliche Leistungs-
entgelte 477.999 

6 + 
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 1.326.496 

7 + sonstige ordentliche Erträge 1.810.388 
8 + aktivierte Eigenleistungen 79.524 
9 +/- Bestandsveränderungen 0 
    

10 = 
Ordentliche 
Gesamterträge 36.521.803 

    
11 - Personalaufwendungen 7.811.544 
12 - Versorgungsaufwendungen 738.665 

13 - 
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen 5.195.136 

14 - Bilanzielle Abschreibungen 4.838.324 
15 - Transferaufwendungen 15.715.095 

16 - 
sonstige ordentliche Auf-
wendungen 3.620.253 

 

17 
 

Ordentliche 
Gesamtaufwendungen 37.919.017 

 

18 
 

Ordentliches  
Gesamtergebnis 
(Zeilen 10 und 17) -1.397.214 

 
19 + Finanzerträge 748.928 

20 - 
Zinsen und sonstige Fi-
nanzaufwendungen 980.457 

 

21 = 
Gesamtfinanzergebnis 
(Zeilen 19 und 20) -231.529 

 

22 = 

Gesamtergebnis der lau-
fenden 
Verwaltungstätigkeit 
(Zeilen 18 und 21) -1.628.743 

 
23 + außerordentliche Erträge 56.406 

24 - 
außerordentliche Aufwen-
dungen 346.621 

 

25 = 

außerordentliches  
Gesamtergebnis 
(Zeilen 23 + 24) -290.215 

 

26 = 
Gesamtjahresergebnis 
(Zeilen 22 und 25) -1.918.958 

    

27 - 
anderen Gesellschaftern 
zuzurechnendes Ergebnis 0 

    

28  
Gesamtbilanzgewinn/ -
verlust -1.918.958 

 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses zum 

31.12.2014 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2014 der Stadt Horn-Bad 
Meinberg wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 S. 4 GO NRW 
i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 2 GO NRW öffentlich bekannt ge-
macht.  
 
 
 
 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter der Adresse 
www.horn-badmeinberg.de/Rat und Verwaltung/ Haus-
haltsbuch, zur Kenntnisnahme bereitgestellt. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
 
Der Gesamtabschluss 2014 der Stadt Horn-Bad Meinberg 
ist gem. § 116 Abs. 1 S. 4 GO i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 1 GO 
NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 16.12.2015 ange-
zeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
 
Der Gesamtabschluss 2014 der Stadt Horn-Bad Meinberg 
zum 31.12.2014 mit allen Anlagen liegt gem. § 116 Abs. 1 
S. 4 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 S. 2 GO NRW ab sofort 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2015 zur Ein-
sichtnahme im Rathaus der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 4, Zimmer 10, während der Dienststunden öf-
fentlich aus. 
 
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Horn-Bad Meinberg zum 31.12.2014. Der 
Beteiligungsbericht liegt ebenfalls zu den vorgenannten 
Zeiten  im Rathaus, Zimmer 10, zur Einsichtnahme gemäß 
§ 117 Abs. 2 GO NRW aus.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.12.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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Gemeinde Kalletal 
 
21 Hinweise zum Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 
42, § 50 des Bundesmeldegesetzes - BMG) 

 
Gemäß §§ 42, 50  des Bundesmeldegesetzes sind folgen-
de Datenübermittlungen durch die Gemeinde Kalletal als 
Meldebehörde zulässig: 
 
1. Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Reli-

gionsgesellschaften (§ 42  Abs. 2 BMG) 
 

Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde von diesen Fami-
lienangehörigen folgende Daten übermitteln: Vor- und 
Familiennamen, Geburtsdatum und Geburtsort, Ge-
schlecht, Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft, derzeitige Anschriften, Aus-
kunftssperren nach § 51 BMG, Sterbedatum.  Familien-
angehörige sind der Ehegatte, minderjährige Kinder 
und die Eltern von minderjährigen Kindern. Betroffene 
Personen haben das Recht, der Übermittlung ihrer Da-
ten zu widersprechen. Dies gilt nicht, soweit Daten für 
Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt 
werden. 

 
2. Datenübermittlungen an politische Parteien (§ 50 

Abs. 1 BMG) 
 

Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher 
und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über die in § 44 Abs. 1 Satz 1 be-
zeichneten Daten (Vor- und Familiennamen, Doktor-
grad und derzeitige Anschriften) von Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammen-
setzung das Lebensalter bestimmend ist. Die betroffene 
Person hat das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu 
widersprechen. 

 
3. Datenübermittlung von Alters- und Ehejubiläen  (§ 

50 Abs. 2 BMG) 
 

Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Aus-
kunft aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubi-
läen von Einwohnern, darf die Meldebehörde Auskunft 
über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift 
sowie Datum und Art des Jubiläums erteilen. Die be-
troffene Person hat das Recht, der Übermittlung ihrer 
Daten zu widersprechen. 

 
4. Datenübermittlung an Adressbuchverlage (§ 50 

Abs. 3 BMG) 
 

Für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressver-
zeichnisse in Buchform) darf die Meldebehörde Aus-
kunft über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, derzei-
tige Anschriften, zu allen Einwohnern erteilen, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Die betroffene Person 
hat das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu wider-
sprechen. 

 
Der Widerspruch gegen die zuvor genannten Datenüber-
mittlungen kann  
 

� entweder zur Niederschrift im Bürgerbüro der Ge-
meinde Kalletal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, 
eingelegt    

 
oder 

 
� schriftlich an die Gemeinde Kalletal, Rintelner Stra-

ße 3, 32689 Kalletal, gerichtet  
 
werden. 
 
Es ist zu beachten, dass Widersprüche  zu 
 
2. spätestens 6 Monate vor einer Wahl, 
 
3. spätestens 3 Monate vor einem Alters- oder Ehejubilä-

um, 
 
4. 10 Monate vor Herausgabe eines Adressbuches 
 
bei der Gemeinde Kalletal eingegangen sein müssen. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung Hinweise 
zum Widerspruchsrecht  gegen die Datenübermittlung 
aus dem Melderegister ist auf der Internetseite der Ge-
meinde Kalletal 
"http://www.kalletal.de//Bekanntmachungen" einsehbar. 
 
Kalletal, den 14.12.2015 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
 
 
Mario Hecker 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
22 Ersatzbestimmung eines Vertreters gemäß § 

45 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) für den Rat 
der Gemeinde Kalletal 

 
Das Ratsmitglied Herr Jürgen Voges (SPD) hat unter dem 
Datum vom 26. November 2015 gegenüber dem Wahlleiter 
den Verzicht auf sein Mandat im Rat der Gemeinde Kalletal 
mit Ablauf des 31. Dezember 2015 erklärt.   
 
Die Ersatzbestimmung des Vertreters ergibt sich aus der 
"Reserveliste der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands (SPD) für die Wahl der Vertretung der Gemeinde Kal-
letal im Jahr 2014". Hiernach wäre Frau Renate Klemme, 
Hennak-Hanke-Weg 3, 32689 Kalletal, zum Mitglied des 
Rates zu berufen. Frau Klemme hat jedoch unter dem Da-
tum vom 04. Dezember 2015 gleichfalls ihren Verzicht auf 
das Mandat erklärt.   
 
Gemäß § 45 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunalwah-
len im Lande Nordrhein-Westfalen (KWahlG) in der zurzeit 
geltenden Fassung stelle ich in Folge dessen fest, dass der 
unter lfd. Nr. 11 der Reserveliste der Sozialdemokratischen 
Partei aufgeführte Bewerber, 
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� Herr Knut Vauth, Lohbrede 28, 32689 Kalletal, 

 
mit Wirkung vom 01. Januar 2016 als Nachfolger für Herrn 
Voges in den Rat der Gemeinde Kalletal gewählt ist. Herr 
Vauth hat gemäß § 62 Kommunalwahlordnung (KWahlO) 
die Erklärung über die Annahme der Wahl abgegeben. 
 
Gemäß § 39 Abs. 1 KWahlG in Verbindung mit § 45 Abs. 1 
KWahlG kann gegen die Feststellung innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe beim Wahlleiter der Gemeinde Kal-
letal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, Einspruch einge-
legt werden. Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Die Bekanntmachung kann auch auf der Internetseite der 
Gemeinde Kalletal (www.kalletal.de ) unter der Rubrik „Be-
kanntmachungen“ eingesehen werden. 
 
Kalletal, den 04. Januar 2016 
 
 
(Fischer) 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
23 Öffentliche Bekanntmachung über das Inkraft-

treten der 20. - vereinfachten - Änderung des 
Bebauungsplans 01/11 „Sehlberg“ der Stadt 
Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schieder 

 
In seiner Sitzung am 10.12.2015 hat der Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg folgenden Beschluss gefasst:  
 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg beschließt die 
20. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans 01/11 
„Sehlberg“, Ortsteil Schieder, gemäß § 10 Absatz 1 i.V.m. § 
1 Absatz 8 BauGB als Satzung mit Begründung. 
 
Der Geltungsbereich der 20. vereinfachten Änderung ist in 
der anliegenden Übersichtskarte ohne Planaussagen und 
Maßstab dargestellt. 
 
Wesentlicher Inhalt der Änderung ist, dass Garagen 
und Stellplätze gemäß § 12 BauNVO und Nebenanlagen 
gemäß § 14 BauNVO auf den nicht überbaubaren Flä-
chen zugelassen werden können.  
 
Die Änderung des Bebauungsplans ist öffentlich bekannt 
zu machen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Absatz 3 BauGB tritt die 20. - vereinfachte - 
Änderung des Bebauungsplans 01/11 „Sehlberg“ der Stadt 
Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schieder mit dieser Be-
kanntmachung in Kraft und liegt auf Dauer der in den Amts-
räumen der Stadt Schieder-Schwalenberg, Fachbereich 2 - 
Stadtentwicklung zu Jedermanns Einsicht aus. Der Bebau-
ungsplan, sowie dessen Anlagen können während der 
Dienststunden eingesehen werden. Über den Inhalt des 
Planes wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 20. - vereinfachten - 
Änderung des Bebauungsplans 01/11 „Sehlberg“ kann dem 
beigefügten Übersichtsplan (ohne Maßstab und ohne 
Planaussagen) entnommen werden. 
 
Hinweise:  
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  
a. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-

achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,  

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und  

c. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs  
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb 
von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Schieder-Schwalenberg unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sach-verhalts 
geltend gemacht worden sind. 

2.  Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen von Satzungen, sons-
tigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächen-
nutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer  

 

 
 Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 

denn,  
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekanntgemacht worden,  

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

3. Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
sowie Absatzes 4 BauGB über die fristgerechte Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den 
Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen wird ebenfalls hingewiesen. 

 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 14.12.2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Jörg Bierwirth 
 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs  
der 20. - vereinfachten - Änderung  

des Bebauungsplans 01/11 "Sehlberg“  
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Ortsteil Schieder 

 (Übersichtskarte ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
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24 Feststellung der Gültigkeit der Wahl des Bür-

germeisters der Stadt Schieder-Schwalen-berg 
am 13. September 2015 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 10. Dezember 2015 gem. § 40 i.V.m. § 46b des 
Gesetzes über die Kommunal-wahlen im Lande Nordrhein-
Westfalen (Kommunal-wahlgesetz) vom 30. Juni 1998 in 
der zurzeit geltenden Fassung die Wahl des Bürgermeis-
ters der Stadt Schieder-Schwalenberg am 13. September 
2015 nach Vorprüfung durch den Wahlprüfungsausschuss 
durch Beschluss für gültig erklärt. 
 
Gegen diesen Beschluss kann gemäß  
§ 41 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes binnen eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Minden erhoben werden. Ein Vorverfahren nach dem 8. 
Abschnitt der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 
Der Ratsbeschluss vom 10. Dezember 2015 wird hiermit 
gem. § 65 Ziffer 1 der Kommunal-wahlordnung (KWahlO) 
in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 11. Dezember 2015 
 
Der Bürgermeister 
 
 
(Jörg Bierwirth) 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
25 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Schieder-Schwalenberg zum 31.12.2013 
 
I. Gesamtabschluss 2013 der Stadt Schieder-Schwa-
lenberg und die Entlastung des Bürgermeisters 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 10.12.2015 gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. 
§ 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW S.666) in 
der zurzeit geltenden Fassung den vom Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüften Gesamtabschluss sowie den 
Gesamtlagebericht zum 31.12.2013 festgestellt und dem 
Bürgermeister Entlastung erteilt. Die Gesamtbilanz zum 
31.12.2013 sowie die Gesamtergebnisrechnung 2013 sind 
nachstehend abgedruckt: 
 
Gesamtbilanz zum 31.12.2013  
AKTIVA  
A. Anlagevermögen  
I. Immaterielle Vermögensgegenstände  29.779,09 € 
II. Sachanlagen  
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen  7.817.581,56 € 
b) Ackerland  261.911,00 € 
c) Wald, Forsten  286.924,00 € 
d) sonstige unbebaute Grundstücke  99.664,00 € 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen  2.549.712,34 € 
b) Schulen  6.576.773,14 € 
c) Wohnbauten  388.703,50 € 
d) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäuden  7.612.660,35 € 
3. Infrastrukturvermögen  
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen  2.559.856,00 € 
b) Brücken und Tunnel  734.578,89 € 
c) Gleisanlagen mit Streckenausrüstung und Sicherheitsanlagen 0,00 € 
d) Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 12.260.569,54 € 

 
e) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen 

 
18.393.234,61 € 

f) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen 2.147.741,39 € 
4. Bauten auf fremdem Grund und Boden 6.698,40 € 
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 90,00 € 
6. Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 1.608.077,09 € 
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung 332.331,11 € 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 88.492,38 € 
III. Finanzanlagen  
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 16.415,00 € 
2. Beteiligungen 79.086,21 € 
3. Wertpapiere des Anlagevermögens 22.901,81 € 
4. Ausleihungen 72.577,08 € 
B. Umlaufvermögen  
I. Vorräte  
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 505.626,00 € 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Forderungen 837.510,12 € 
2. Sonstige Vermögensgegenstände  8.240,56 € 
III. Liquide Mittel  185.136,90 € 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten  630.684,42 € 
Summe AKTIVA 66.113.556,49 € 
  
PASSIVA  
A. Eigenkapital  
I. Allgemeine Rücklage 13.947.738,98 € 
II. Ausgleichsrücklage 0,00 € 
III. Ergebnisvorträge  314.012,57€ 
IV. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag - 1.514.586,30 € 
B. Sonderposten  
I. für Zuwendungen 13.264.773,14 € 
II. für Beiträge 8.243.639,52 € 
III. für den Gebührenausgleich 0,00 € 
IV. sonstige Sonderposten 3.407.109,06 € 
C. Rückstellungen  
I. Pensionsrückstellungen 3.628.057,00 € 
II. Instandhaltungsrückstellungen 106.903,00 € 
III. Steuerrückstellungen 13.813,90 € 
IV. Sonstige Rückstellungen 1.021.511,36 € 
D. Verbindlichkeiten  
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 7.999.707,35 € 
II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 13.238.515,64 € 
III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 242.968,04€ 
IV. Sonstige Verbindlichkeiten 
V. Erhaltene Anzahlungen 

259.192,70 € 
960.339,20 € 

E. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 979.861,33 € 
Summe PASSIVA 67.537.393,33 € 
 

Gesamtergebnisrechnung 2013 
Ertrags- / Aufwandsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 6.606.205,12 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 4.463.859,20 
+ Sonstige Transfererträge 22.114,46 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.129.272,64 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 290.905,10 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 321.839,58 
+ Sonstige ordentliche Erträge 451.494,04 
+ Aktivierte Eigenleistungen 60.814,79 
+/- Bestandsveränderungen 0,00 
= Ordentliche Gesamterträge 15.346.504,93 
- Personalaufwendungen 3.617.947,76 
- Versorgungsaufwendungen 125.787,74 
- Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen 1.923.501,76 
- Bilanzielle Abschreibungen 2.168.267,01 
- Transferaufwendungen 7.483.461,26 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen 877.956,85 
= Ordentliche Gesamtaufwendungen 16.196.922,38 
= Ordentliches Gesamtergebnis -850.417,45 
+ Finanzerträge 5.498,91 
- Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 669.667,76 
= Gesamtfinanzergebnis -664.168,85 
+ Außerordentliche Erträge 0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
= Außerordentliches Gesamtergebnis 0,00 
= Gesamtjahresergebnis -1.514.586,30 
Nachrichtlich: Verrechnung von Erträgen u. Aufwendungen mit der allg. Rücklage 
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Verrechnete Erträge bei Finanzanlagen 4.613,43 
Verrechnete Aufwendungen bei Finanzanlagen 11.974,00 
Verrechnungssaldo - 7.360,57 
 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2013 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2013 der Stadt Schieder-
Schwalenberg wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 
i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
Der Gesamtabschluss 2013 der Stadt Schieder-Schwa-
lenberg ist gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.v.m. § 96 Abs. 2 
Satz 1 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 
11.12.2015 angezeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
Der Gesamtabschluss 2013 der Stadt Schieder-Schwalen-
berg liegt gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 
2 GO NRW ab sofort bis zur Feststellung des folgenden 
Gesamtabschlusses zur Einsichtnahme im Bürger- und 
Rathaus Schieder, Domäne 3, 32816 Schieder-
Schwalenberg, Obergeschoss, Zimmer 24 während der all-
gemeinen Öffnungszeiten (montags bis freitags von 8 bis 
12 Uhr und donnerstags von 14 bis 17 Uhr) öffentlich aus. 
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Schieder-Schwalenberg zum 31.12.2013. 
Der Beteiligungsbericht liegt ebenfalls zu den vorgenann-
ten Zeiten im Bürger- und Rathaus Schieder, Oberge-
schoss, Zimmer 24 zur Einsichtnahme gem. § 117 Abs. 2 
GO NRW aus. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 17.12.2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Jörg Bierwirth 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
26 Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und 

des Lageberichtes sowie Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 10.12.2015 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV.NRW S.666) in der zurzeit geltenden Fas-
sung den vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhil-
fenahme der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia 
mbH geprüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht 
festgestellt und dem Bürgermeister uneingeschränkte Ent-
lastung erteilt. 
 
Bilanz zum 31.12.2014  
AKTIVA  
1. Anlagevermögen  
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 30.628,14 € 
1.2 Sachanlagen  
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 7.730.516,19 € 
1.2.1.2 Ackerland 261.779,00 € 
1.2.1.3 Wald, Forsten 286.924,00 € 
1.2.1.4 sonstige unbebaute Grundstücke 92.052,00 € 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 2.499.889,68 € 
 
1.2.2.2 Schulen 6.396.481,47 € 
1.2.2.3 Wohnbauten 446.491,12 € 
1.2.2.4 sonstigen Dienst-, Geschäfts- und 
Betriebsgebäuden 

 
7.239.032,29 € 

1.2.3 Infrastrukturvermögen  
1.2.3.1 Grund und Boden Infrastrukturver-
mögen 

 
2.560.282,00 € 

1.2.3.2 Brücken und Tunnel 711.818,78 € 
1.2.3.3 Gleisanlagen mit Streckenausrüs-
tung und Sicherheitsanlagen 

 
0,00 € 

1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwasserbe-
seitigungsanlagen 

 
8.535.568,63 € 

1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen 

 
18.251.957,35 € 

1.2.3.6 sonstige Bauten Infrastrukturvermö-
gen 

 
2.100.030,36 € 

1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und Bo-
den 

 
5.023,80 € 

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 90,00 € 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge 

 
1.459.879,27 € 

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 298.597,03 € 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im 
Bau 

 
116.888,74 € 

1.3 Finanzanlagen  
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 829.125,18 € 
1.3.2 Beteiligungen 79.086,21 € 
1.3.3 Sondervermögen 0,00 € 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 22.901,81 € 
1.3.5 Ausleihungen  
1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0,00 € 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 € 
1.3.5.3 an Sondervermögen 0,00 € 
1.3.5.4 sonstige Ausleihungen 71.145,44 € 
2. Umlaufvermögen  
2.1 Vorräte  
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 584.456,00 € 
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 € 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und 
Forderungen aus Transferleistungen 

 
1.122.839,90 € 

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 133.186,45 € 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 1.144,56 € 
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 € 
2.4 Liquide Mittel 226.686,86 € 
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 606.892,73 € 
Summe AKTIVA 62.701.395,00 € 
  
PASSIVA  
1. Eigenkapital  
1.1 Allgemeine Rücklage 12.731.253,19 € 
1.2 Sonderrücklagen 0,00 € 
1.3 Ausgleichsrücklage 0,00 € 
1.4 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag - 1.686.336,97 € 
2. Sonderposten  
2.1 für Zuwendungen 13.540.633,48 € 
2.2 für Beiträge 7.960.352,21 € 
2.3 für den Gebührenausgleich 0,00 € 
2.4 sonstige Sonderposten 3.273.911,03 € 
3. Rückstellungen  
3.1 Pensionsrückstellungen 3.698.329,00 € 
3.2 Rückstellungen für Deponien u. Altlasten 0,00 € 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 106.903,00 € 
3.4 Sonstige Rückstellungen 722.980,19 € 
4. Verbindlichkeiten  
4.1 Anleihen 0,00 € 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0,00 € 
4.2.2 von Beteiligungen 0,00 € 
4.2.3 von Sondervermögen 0,00 € 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich 1.661.506,93 € 
4.2.5 von Kreditinstituten 2.910.825,55 € 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui-
ditätssicherung 

 
14.600.002,96 € 
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4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kre-
ditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen 

 
0,00 € 

4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 

 
656.751,88 € 

4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 16.907,77 € 
4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 282.307,77 € 
4.8 Erhaltene Anzahlungen  1.198.081,48 € 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 1.026.985,53 € 
Summe PASSIVA 62.701.395,00 € 
  
 

Ergebnisrechnung 2014 
Ertrags- / Aufwandsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 6.746.510,81 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 4.088.735,60 
+ Sonstige Transfererträge 25.468,06 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.221.509,82 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 270.176,14 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 515.693,17 
+ Sonstige ordentliche Erträge 519.452,86 
+ Aktivierte Eigenleistungen 115.675,51 
+/- Bestandsveränderungen 0,00 
= Ordentliche Erträge 15.503.221,97 
- Personalaufwendungen 3.446.377,91 
- Versorgungsaufwendungen 219.129,04 
- Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen 1.844.164,28 
- Bilanzielle Abschreibungen 2.086.618,31 
- Transferaufwendungen 7.698.412,09 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen 1.387.897,28 
= Ordentliche Aufwendungen 16.682.598,91 
= Ergebnis der lfd. Verwaltungstätigkeit - 1.179.376,94 
+ Finanzerträge 18.532,71 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen 525.492,74 
= Finanzergebnis - 506.960,03 
= Ordentliches Ergebnis - 1.686.336,97 
+ Außerordentliche Erträge 0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
= Außerordentliches Ergebnis 0,00 
= Jahresergebnis -1.686.336,97 
  
 

Finanzrechnung 2014 
Ein- / Auszahlungsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 6.680.179,34 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.421.604,74 
+ Sonstige Transfereinzahlungen 4.028,06 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.931.538,61 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 245.469,46 
+ Kostenerstattungen, Kostenumlagen 527.040,47 
+ Sonstige Einzahlungen 357.846,04 
+ Zinsen und ähnliche Einzahlungen 36.784,52 
= Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 14.204.491,24 
- Personalauszahlungen 3.626.973,66 
- Versorgungsauszahlungen 195.355,07 
- Auszahlungen für Sach- u. Dienstleistungen 1.703.500,76 
- Zinsen und sonstige Auszahlungen 533.970,40 
- Transferauszahlungen 7.646.978,96 
- Sonstige Auszahlungen 1.413.963,67 
= Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 15.120.742,52 
= Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit - 916.251,28 
+ Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 1.161.314,49 
+ Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Sachanlagen 

 
46.658,00 

+ Einzahlungen aus der Veräußerung von  
Finanzanlagen 

 
0,00 

+ Einzahlungen aus Beiträgen und Entgelten 14.953,57 
+ sonstige Investitionseinzahlungen 0,00 
 

 
= Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 1.222.926,06 
- Auszahlungen für den Erwerb von Grundstü-
cken und Gebäuden 

 
14.777,86 

- Auszahlungen für Baumaßnahmen 746.519,07 
- Auszahlungen für den Erwerb von  
beweglichem Anlagevermögen 

 
210.949,33 

- Auszahlungen für den Erwerb von  
Finanzanlagen 

 
0,00 

- Auszahlungen von aktivierbaren  
Zuwendungen 

 
124.568,29 

- Sonstige Investitionsauszahlungen 8.670,52 
= Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 1.105.485,07 
= Saldo aus Investitionstätigkeit 117.440,99 
= Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag - 798.810,29 
+ Aufnahme und Rückflüsse von Darlehen 142.147,46 
+ Aufnahme von Krediten zur Liquiditätssiche-
rung 

 
1.600.000,00 

- Tilgung von Krediten für Investitionen 597.785,93 
- Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung 0,00 
= Saldo aus Finanzierungstätigkeit 1.144.361,53 
= Änderung des Bestandes an eigenen 
Finanzmitteln 

 
345.551,24 

+ Anfangsbestand an Finanzmitteln - 134.846,58 
+ Einzahlungen an fremden Finanzmitteln 74.765,14 
- Auszahlungen an fremden Finanzmitteln 58.785,90 
= Liquide Mittel 226.683,90 
  
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Schieder-
Schwalenberg über den Jahresabschluss 2014 und den 
Lagebericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird 
hiermit gem. § 96 Absatz 2 GO NRW bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2014 ist gem. § 96 Abs. 2 Satz 1 GO 
NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 11.12.2015 ange-
zeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss 2014 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Bürger- und Rathaus Schieder, 
Domäne 3, 32816 Schieder-Schwalenberg, Obergeschoss, 
Zimmer 24 während der allgemeinen Öffnungszeiten (mon-
tags bis freitags von 8 bis 12 Uhr und donnerstags von 14 
bis 17 Uhr) öffentlich aus und ist auch auf der Internetseite 
der Stadt Schieder-Schwa-lenberg www.schieder-
schwalenberg.de verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 17. Dezember 2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Jörg Bierwirth 

Kr.Bl.Lippe 11.01.2016 
 
 
 
 
 
 


